
Niederschrift 

 

über die 23. Sitzung des Stadtrates der Stadt Unkel  am, Dienstag, 28. Februar 2012. 

 

Tagungsort:  Ratssaal des Rathauses der Stadt Unkel, Linzer Straße 2, Unkel 

Sitzungsbeginn: 19.00 Uhr 

Sitzungsende:  20.50 Uhr 

Die Einladung erfolgte am 15. Februar 2012 unter Beachtung der § 34 Abs. 1 GemO. 

 

Sitzungsteilnehmerinnen und Sitzungsteilnehmer  

 

Vorsitzender:  Stadtbürgermeister Gerhard Hausen 

 

Beigeordnete:           Beigeordneter Dr. Christopher Magawly 

 

Mitglieder:  Barbara Bartel   Dr. Gisela Born-Siebicke 

Ewald Buslei    Ercan Can 

Ludwig  Conrad   Wilfried Euskirchen, bis 20.30 Uhr 

Günter Küpper   Manfred Mönch 

Sascha Mühlhöfer   ab 19.30 Uhr 

Heinz-Peter Müller    Alfons Mußhoff 

Elke Schmidt    Claudia Stolte-Herdler 

Robin Syllwasschy   Volker Thomalla 

Rüdiger Volkert   Knut von Wülfing 

Engelbert Wallek 

 

Abwesend  

entschuldigt:  1. Beigeordneter Thomas Ottersbach 

   Wolfgang Plöger 

   Georg Schober 

 

Schriftführerin:  Petra Steube 

Weitere Teilnehmer:  Werner Zimmermann, Bürgermeister 

   Sonja Klewitz, VGV Unkel, FB II 

   Volker Schmidt-Briel, VGV Unkel, FB II 

   Werner Reiz, VGV Unkel, FB II 
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Gegen die folgende Tagesordnung erhebt sich kein Widerspruch. 

 

Tagesordnung: 

 

Öffentliche Sitzung  

1. Einwohnerfragestunde 

2. Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungsplanes Mittelrhein-Westerwald  

Beteiligungs- und Anhörungsverfahren 

Stellungnahme der Stadt Unkel 

3. Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogramms (LEP IV) 

Beteiligungs- und Anhörungsverfahren 

Stellungnahme der Stadt Unkel 

4. Ausbau der Straßenoberflächenentwässerung der Verkehrsanlage 

Sebastianstraße in Unkel-Heister 

5. Ausbau der Straßenoberflächenentwässerung der Verkehrsanlage  

An der Heisterer Ley/Am alten Rhein in Unkel-Heister 

6. Orientierungsanlage mit Stadtplan 

7. Aufhebung des Beschlusses aus der Sitzung des Stadtrates der Stadt Unkel vom 

15.06.2011 

“Straßeninstandsetzung Im Winkel/B 42“ 

8. Sachstandsbericht: Brandschutzmaßnahmen Historisches Rathaus 

9. Mitteilung über die Vergabe von Arbeiten 

10. Mitteilung über die Annahme von Spenden 

11. Mitteilungen und Anfragen 

 

Nichtöffentliche Sitzung  

1. Vergabe von Arbeiten; 

Straßenausbau Finkenweg Unkel – Ingenieurleistungen 

Straßenbau Winzerweg 

Historisches Rathaus – Abbruch-Rohbau, Putz- und Trockenbau, Holzfenster, Innentüren 

und Malerarbeiten 

2. Vertragsangelegenheiten 

3. Grundstücksangelegenheiten 

4. Annahme von Spenden 

5. Einvernehmen zu Bauanträgen und Bauvoranfragen  

6. Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 
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Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung, begrüßt die Anwesenden und stellt die 

ordnungsgemäße Einladung und die Beschussfähigkeit des Stadtrates fest. 

 

Öffentliche Sitzung 

 

TOP 1 - Einwohnerfragestunde 

Es liegen keine schriftlichen Anfragen vor. Seitens der Zuhörer wird das Wort nicht 

gewünscht. 

 

 

TOP 2 - Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungsp lanes Mittelrhein-Westerwald  

              Beteiligungs- und Anhörungsverfahren;  Stellungnahme der Stadt Unkel 

 

Die Sitzungsvorlage FB 2 SK vom 15.02.2012 liegt allen Ratsmitgliedern in Kopie vor. 

Frau Klewitz, VGV Unkel, FB II, stellt den Punkt vor und beantwortet die Fragen der 

Ratsmitglieder. 

 

Sach- und Rechtslage: 

Der derzeit geltende Regionale Raumordnungsplan (RRoPl) stammt aus dem Jahr 2006. 

Infolge des in 2008 in Kraft getretenen übergeordneten Landesentwicklungsprogramms (LEP 

IV) ergibt sich für die nachfolgende Planungsebene entsprechender Anpassungsbedarf. Aus 

diesem Grund wurde seitens der Planungsgemeinschaft Mittelrhein-Westerwald der Entwurf 

eines neuen RRoPl erarbeitet, der nun den einschlägigen Stellen - hier der 

Verbandsgemeinde Unkel und den ihr angehörigen Kommunen - im Rahmen der Anhörung 

gem. § 10 Landesplanungsgesetzes zwecks Stellungnahme (Anregungen und Bedenken) 

bis 31.03.2012 vorgelegt wird. 

 

Über die Berücksichtigung der Stellungnahmen in dem Verfahren wird seitens der 

Regionalvertretung entsprechend befunden. 

 

Auf die wesentlichen, für die VG Unkel wichtigsten Aussagen des vorgelegten Entwurfs wird 

im Nachfolgenden thematisch gegliedert eingegangen und die zentralen Anregungen/ 

Forderungen/ Hinweise entsprechend hervorgehoben.  

 

Der Beschlussvorschlag bezieht sich auf die nachfolgenden Ausführungen insgesamt.  
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Zum Beteiligungsverfahren und den Unterlagen allgem ein:  

Entsprechend dem Vorwort zum vorgelegten Entwurf wurden gegenüber der 

Vorgängerfassung des RRoPl sicher wesentliche Inhalte beibehalten. Es wurden jedoch 

auch Änderungen vorgenommen (z.B. Streichung des Aspektes Abfallwirtschaft, Entfall bzw. 

Änderungen von Funktionszuweisungen zu den Kommunen, Hereinnahme Radonpotential, 

neue Kategorien Lärm- bzw. Ressourcenschutz, Umbenennung von Kategorien [2006: 

Erholungsraum, 2011 Vorbehaltsgebiet Erholung – sind damit inhaltliche Änderungen 

verbunden?], etc.). Insofern war es nützlich, dass zum einen die Frist zur Stellungnahme 

allgemein verlängert wurde sowie auch eine Synopse/ Gegenüberstellung des Planes 2006 

mit dem Entwurf 2012 als Hilfestellung an die Hand gegeben wurde. Trotzdem blieb der 

Abgleich schwierig - auch durch die Verschiebungen von Inhalten in der Reihenfolge und da 

diese Synopse nicht immer vollständig war (z.B im Bereich Erholung war Nummerierung in 

der Spalte RRoPl-Entwurf nicht identisch mit dem des Entwurfes selbst und neues G 103 

fehlte). Es wäre zudem weiter hilfreich gewesen, wenn zu den Hervorhebungen der 

Ergänzungen im aktuellen Entwurf auch dessen Streichungen gegenüber dem Altentwurf 

kenntlich gemacht worden wären. 

 

Gerade da sich der RRoPl als überörtliche, überfachliche und zusammenfassende 

Landesplanung für den Zuständigkeitsbereich sieht wäre es für die Anwender hilfreich, wenn 

in Anlehnung an die Verfahrensweisen bei den Baulei tplanerischen Satzungen eine 

Auflistung beigefügt/ angelegt würde, aus der sich zu den einzelnen Themenbereichen 

die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des RRoPl rele vanten Rechtsvorschriften 

ergeben , die die Grundlage dieses Planwerks darstellen. 

 

Karthographie:  

Bez. der karthographischen Darstellung der Siedlungsflächen in der Gesamtkarte kommt es 

aufgrund der offenbar geänderten Datengrundlage (jetzt Atkis) dazu, dass noch in 2006 

dargestellte rechtskräftig beplante Gebiete (FNP und/ oder BPL) keine Aufnahme gefunden 

haben (jetzt teilweise „Weißflächen“), obwohl diese teilweise bereits aktiv in der Umsetzung 

sind. So füllen sich die Neubaugebiete am Erpeler Leitzberg sowie im Bereich des 

Bruchhausener Bohnengrabens zügig. Andererseits fanden nun punktuelle (bauleitplanerisch 

nicht festgelegte) Außenbereichsnutzungen Aufnahme, die in 2006 noch nicht vermerkt 

waren und deren Relevanz auf Maßstab der Regionalplanung unklar ist. Wir verweisen auf 

das Gegenstromprinzip. Hier halten wir es für sinnvoll, eine Zusammenführung der 

relevanten Atkis-Daten mit denen der rechtskräftigen Bauleitplanungen zu den 

Siedlungsflächen (dies könnte z.B. dem ROK25online/Bauleitplanung entnommen werden) 

und eine Bereinigung um Kleinstsiedlungsflächen vorzunehmen. 
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Grundsätzlich aufgrund der zunehmenden Dichte an Regelungen und Darstellungen in der 

Karthographie ist es hilfreich, wenn die Gesamtdarstellung – wie auf der homepage pro 

Landkreis einsehbar - bis zu einem Maßstab vergrößert werden kann, der zum einen eine 

Lesbarkeit gewährleistet (gerade im Rheintal kaum möglich) und auf der anderen Seite auch 

nicht eine (nicht existente) kleinsträumliche Verbindlichkeit suggeriert (Maßstab z.B. 

1:50.000/ 1:25.000). Dies umso mehr, als das insbes. die Siedlungsfläche/ Verkehrs- und 

Wasseradern (die in den Themenkarten zumindest überwiegend nicht enthalten sind) eine 

wichtige Orientierung für die sonstigen Flächendarstellungen bieten, es zu den in der 

Gesamtdarstellung enthaltenen Inhalten nicht immer eine Themenkarte gibt (wie 

Grundwasserschutz) und nicht alle Themen in der Gesamtkarte aufgenommen sind 

(Darstellungsproblem). Dies könnte bspw. durch Aufnahme des RROP-Entwurfs in 

ROK25online erfolgen (und zwar als Vektordaten, so dass einzelne Fachthemen an- und 

weggeklickt werden können). Ggf. ließe es sich zumindest bez. der letztlich zu 

beschließenden Endfassung bewerkstelligen, dass jede VG eine elekt ronische Fassung 

erhält, die sich mit entsprechender Verschmälerung der relativen Strichstärke 

vergrößern und die einzelnen Ebenen/ Themendarstell ungen ein- und ausblenden 

lässt. Hier sollten möglichst auch die Informatione n aller Textkarten zuschaltbar sein.  

Gerade sehr zergliederte Darstellungen sind in den Textkarten derzeit wegen der fehlenden 

sonstigen Strukturen schwer lokalisierbar und in der Gesamkarte durch die derzeitig 

vorgegebene Überlagerung mit einer Vielzahl von sonstigen Informationen und nur leichten 

Farbschattierungen schwer herauslesbar. Dies trifft z.B. auf die Darstellung der Vorrang- und 

Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft zu (Textkarte und Gesamtkarte, in letzterer farblich hinter 

anderen Darstellungen und Strichsignaturen zurücktretend und wegen einer nur leichten 

Abstufung zwischen Vorrang- und Vorbehaltsgebieten LW über sonstigen Freiflächen und 

„Weißflächen“ schwer differenzierbar, insbesondere wenn diese LW-Flächen sehr schmal 

sind und weiter auseinander liegen). 

 

Karte 4: Raumstrukturtypen  

Hier wurden gegenüber 2006 die Raumkategorien insgesamt geändert. Dies erfolgt zwar in 

Anpassung an den LEPIV, bleibt jedoch bei der konkretisierenden Betrachtungsweise des 

RRoPl bez. der VG Unkel erstaunlich – zumal auf eine analoge Erläuterung gem. dem 

Vorgängerplan, der seine Konkretisierung der seinerzeitigen Vorgaben aus dem LEP III 

darlegte, verzichtet wurde. In der Verbandsgemeinde Unkel haben sich in den letzten Jahren 

keine gravierenden Änderungen in der Siedlungs- und Bevölkerungsstruktur ergeben, 

trotzdem ist die VG Unkel bez. weiterhin 5 Kategorien von der 2. in die 3. (geringer 

Verdichtungsgrad) gelangt. Hier bitten wir um Erläuterung, zumal auch nach der 

Bezeichnung des jetzigen Typ 2 „verdichtete Bereich mit konzentrierter Siedlungsstruktur“ 
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dieser eher zutreffend ist als die getroffene Einordnung „… mit disperser Siedlungsstruktur“. 

Dies insbesondere auch dann, wenn man die Strukturen der in Kategorie 2 eingeordneten 

Bereiche im Kreis Neuwied und auf der gegenüber liegenden Rheinseite betrachtet. Zudem 

wirkt sich diese Einordnung auf Berechnungsgrundlagen für die Wohnsiedlungsentwicklung 

(s. Kap. 1.3.2, G 29ff) entsprechend aus. 

 

Zentralörtliche Funktion/ Textkarte 1/ Anhang Gemei ndefunktionen  

Die Stadt Unkel ist weiterhin als Grundzentrum ausgewiesen, die übrigen 3 Kommunen 

haben - wie bisher - keine zentralörtliche Funktion. Bez. der Besonderen Funktion sieht der 

aktuelle Entwurf insgesamt starke Veränderungen (deutliche Reduzierung der Zahl der 

Kommunen mit besonderen Ausweisungen) vor, ohne dass hier eine nachvollziehbare 

Begründung erkennbar ist. Auch für die hiesigen Kommunen ergeben sich die 

nachfolgenden Änderungen: Bislang waren hier alle 4 Kommunen als Gemeinden in 

Erholungsräumen (ER) gekennzeichnet, zudem alle außer Bruchhausen als 

Erholungsgemeinden gem. Kurortegesetz (E), sowie Unkel und Rheinbreitbach als 

Gewerbliche Gemeinden (G). 

Im aktuellen Entwurf ist vorgesehen, dass nur zentrale Orte (G35) Gewerbestandorte sind 

sowie unter dort jedoch relativ allg. gehaltenen Voraussetzungen auch sonstige Gemeinden 

(G36); insofern erfolgte für die VG Unkel eine deutliche Einengung gegenüber der 

Vorgängerfassung. Hier wird nun nur noch Unkel als G-Gemeinde geführt, keine ist mehr E-

Gemeinde und Rheinbreitbach hat (trotz gegenteiliger Kartendarstellung als Teil des 

Vorbehaltsgebiets für Tourismus und Erholung und eines Landesweit bedeutsamen 

Erholungs- und Erlebnisraumes) auch die Ausweisung als ER-Gemeinde verloren 

(redaktioneller Fehler?). Bez. der E und der ER-Funktionalitäten wird darauf hingewiesen, 

dass sich die hiesigen Kommunen, vorweg die Stadt Unkel, um den Aufbau und die 

Erweiterung des touristischen Potentials bemühen. In der Tabelle 3 sind – sicher auch bez. 

Erholung und Tourismus bedeutsam - die Ortskerne von Unkel und Erpel als 

landschaftsbestimmende Gesamtanlagen aufgeführt. Der als besonders planungsbedürftig 

eingeordnete Raum nördlicher Mittelrhein soll sich auch in touristischer Hinsicht 

entsprechend weiter entwickeln (G193ff). Die Schöpfung des touristischen Potentials in der 

Verbandsgemeinde erfolgt bereits in enger Zusammenarbeit mit dem benachbarten 

Nordrhein-Westfalen, wo auch über die Mitgliedschaft bei der Tourismus Siebengebirge 

GmbH und die gemeinsame Vermarktung eine unmittelbare Verknüpfung besteht. Zumindest 

die Stadt Unkel weist weiterhin eine entsprechende Klassifzierung nach dem Kurortegesetz 

auf und Rheinbreitbach sollte aus dem o.g. Grund (anderweitige Kartendarstellung) sowie 

seiner Lage (am Rhein, im Naturpark, angrenzend an das Siebengebirge, vor kurzem von 

NRW noch als nationalparkwürdig erachtet) seine ER-Funktion beibehalten.  
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Rheinbreitbach verfügt  zudem – bis zur künftigen Umsetzung des Gewerbeparkes 

Hinterheide – derzeit über das größte zusammenhängende Gewerbe- und Industriegebiet in 

der Verbandsgemeinde und ist Standort des aus dem Bonn-Berlin-Ausgleich unterstützten 

TZO, so dass hier eine Weiterführung als G-Gemeinde ebenfalls gerechtfertigt scheint.  

Sollte es bei den derzeitigen Aussagen des Planungs entwurfes bleiben, wären die 

Kommunen zum einen von verschiedenen und weitreiche nden planerischen 

Restriktionen betroffen (s. bspw. RRoPl-neu Kapitel  2.1.2, z.B. dortige Ausführungen 

Windkraft betreffend), andererseits durch die fehle nden konkreten 

Funktionsausweisungen von künftig an dieses formale  Kriterium gebundenen 

planerischen Möglichkeiten oder etwaigen Unterstütz ung/ Förderung ausgeschlossen.  

Hier plädieren die Kommunen der VG Unkel dafür, die  bisherige Klassifizierung aller 

Gemeinden entsprechend der Vorgängerfassung beizube halten.  

 

Wohnsiedlungsentwicklung (Kap. 1.3.2, G29 ff)  

Hier ist dem seit langem verankerten Planungsgrundsatz „Innenentwicklung vor 

Außenentwicklung“ erstmals detailliert nachgegangen worden. Dies sogar so konkret, dass 

eine Berechnungsmethode über mehrere Ziele hinweg gestaltet wurde. Dabei kommt der 

Einstufung der Kommune zu einem Raumstrukturtyp (s. Anmerkung oben) eine nicht 

unwesentliche Bedeutung für das als zulässig eingeräumte Entwicklungspotential zu. 

Hierzu wird folgendes ausgeführt:  

Prinzipiell kann die Umsetzung des genannten Planungsgrundsatzes nur im Interesse 

sämtlicher Planungsträger, insbesondere der entscheidenden Kommunen sein – dies in den 

letzten Jahren nicht zuletzt auch vor dem Hintergrund der sparsamen Mittelverwendung mit 

Blick auf Erschließungs- und naturschutzrechtliche Ausgleichserfordernisse. Auch ist es 

sinnvoll, dass sich die Kommunen bei einer geplanten Neuausweisung von Wohnbauflächen 

grundsätzlich damit auseinander setzen, ob ggf. seit längerem auf Bebauungsplanebene 

nicht weiter verfolgte FNP-Bauflächen aus der vorbereitenden Bauleitplanung heraus 

genommen werden oder (ggf. aus strategischen und langfristigen Überlegungen) trotz 

fehlender Zeitnähe der Umsetzung in dem Planwerk verbleiben sollen. Gleichwohl sollte hier 

in Rechnung gestellt werden, dass die Kommunen letztlich bez. der einzelnen Flächen auf 

die tatsächliche Ausnutzung der planerischen Vorgaben/ Bebauung kaum Einfluss nehmen 

können. Selbst bei kommunalem Eigentum, bei dem eine Veräußerung an eine befristete 

Bauverpflichtung gekoppelt wird, bietet keine letztliche Gewähr für eine tatsächliche 

Nutzung, wenn ein Grundstück wegen Nichteinhaltung der Verpflichtung wieder 

rückübertragen wird. Es ist zu vermuten, dass – gerade in Phasen wie der derzeitigen 

Finanzkrise verstärkt – Immobilien immer noch als werthaltige Anlage gesehen werden und 

eigentlich rasch nutzbare Flächen tatsächlich nicht zur Verfügung stehen. Die jeweiligen 
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Beweggründe für die sprichwörtliche Immobilität einer Vielzahl von Grundstücken werden im 

Zweifel den örtlichen Entscheidungsträgern von den Eigentümern nicht immer bekannt 

gegeben. Somit wird letztlich nur ein Bruchteil der Potentialflächen tatsächlich im relevanten 

Planungshorizont auf dem Markt sein. Die Träger der gemeindlichen Planungshoheit sehen 

sich einem kaum leistbaren Spagat ausgesetzt zwischen der Aufgabe der Gewährleistung 

einer adäquaten Minimalentwicklung (gerade im hiesigen Entwicklungsbereich am Rhein im 

Einzugsgebiet von Bonn-Köln) und der auf S. 17 geforderten Auflistung sogar kleinteiliger 

Baulücken unterhalb der in „raum+“ als raumordnerisch relevant eingestuften Flächengröße 

von 2.000qm als „Anrechnungsgröße“ für die Erlaubnis, planerisch überhaupt weitergehend 

tätig werden zu dürfen, da ihnen der Zugriff auf die Umsetzung der Bauflächen letztlich fehlt. 

Hier wird dringend angeregt, dass auch zur Vermeidu ng von ggf. zahlreichen 

Zielabweichungsverfahren 

• zum Einen die Einstufung als Zielkategorie (mit 4! Einzelzielen) überdacht 

und ggf. eine Umwandlung in einen Grundsatz vorgeno mmen wird,  

• zum Nächsten die Kontrolle der Umsetzung der grunds ätzlichen Vorgaben 

und die Entscheidung über die Zulässigkeit einer en tsprechend eingehend 

begründeten Abweichung (ggf. begrenzt auf einen max .-Überschreitungswert 

der Vorgaben von x-%) zur Vermeidung von Verwaltung saufwand (sowie Zeit 

und Kosten) auf die Kreisebene verlagert wird, 

• zum Weiteren die erfassten Flächen (insbesondere au ch da die kleinteiligen 

Einzelbaulücken mit belegt werden sollen) mit einem  realistischen %-Satz (ggf. 

in Abhängigkeit von der prognostizierten Bevölkerun gsentwicklung und den 

regional planerisch zugedachten Zielvorstellungen) in die Berechnung mit 

einfließt. Mit diesem %-Satz wäre die Marktgängigke it der Baulücke 

einzuschätzen: Viele Baulücken sind nicht „am Markt “ (Vorhaltung für die 

eigenen Kinder/Verwandte, Kapitalanlage für später,  kein Verkaufsinteresse 

etc.) oder die Baulücken sind nicht mobilisierbar ( ungünstiger Zuschnitt, 2. 

Reihe, Gemengelage, Altlastenverdacht, verlärmt [Rh eintalproblematik], 

Eigentümer hat unrealistische Preisvorstellungen et c.). 

 

 

Biotopverbundsystem Textkarte 5/ Gesamtkarte/ G61ff  

Gegenüber der Fassung 2006, die nur eine Darstellung reg. Biotopverbundsystems 

vornahm, wurde für die VG Unkel in der aktuellen Fassung des RRoPl-Entwurfs eine starke 

Ausweitung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten Regionaler Biotopverbund vorgenommen, 

die fast den gesamten planungsrechtlichen Außenbereich des Verbandsgemeindegebietes 

ausmachen. Hier gehen die Darstellungen der Gesamtkarte augenscheinlich zudem über die 
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der Textkarte 5 hinaus, wobei die Bezeichnungen der beiden Kartendarstellungen 

unterschiedlich sind und deren Verhältnis zueinander nicht eindeutig ist (bedeutsame/ sehr 

bedeutsame Flächen zu Vorbehalts- und Vorrangflächen). Hier sollte eine Homogenisierung 

sowohl bez. der Benennung als auch der Flächendarstellung erfolgen. Angesichts dessen, 

dass das ökologische Bewusstsein insgesamt gestiegen ist und diese Belange auch ohne 

zwingende Vorgaben politischerseits zunehmend Berücksichtigung bei entsprechenden 

Entscheidungen finden, ist es für die hiesigen Kommunen problematisch, dass sie sich im 

gesamten Außenbereich bei entsprechenden Vorhaben stark erhöhten Anforderungen bez. 

Biotopverbunds ausgesetzt sehen und keine Fläche ohne entsprechende, zu den allg. 

gesetzlichen Vorgaben hinzutretenden planerische Vorgaben verbleibt. Daher wird um eine 

sowohl den Belangen des Biotopschutzes als auch den  Kommunen mit ihren 

sonstigen Aufgaben gerecht werdende Zurücknahme der  Vorgaben ersucht. 

 

2.1.3.5 Ressourcenschutz Z80/G81  

Hier wäre zwecks Orientierung, wo sich die festgelegten Vorrang- und Vorbehaltsflächen 

befinden, eine entsprechende Textkarte hilfreich, zumal die diesbezügliche Signatur auch in 

der Gesamtkarte optisch sehr zurück tritt. Für den hiesigen Bereich scheint keine 

entsprechende Ausweisung vorgenommen zu sein. Sollte dem entgegen hier doch ein 

Bereich für den Ressourcenschutz von Relevanz sein (und dies nur nicht erkennbar) bitten 

wir um entsprechende Mitteilung; bis dahin behalten wir uns eine diesbezügliche 

Stellungnahme vor .  

Weiterhin scheint das Thema Wassergewinnung an 2 Stellen behandelt zu werden: Sowohl 

im Kapitel 2.1.3.1 (Wasser- und Hochwasserschutz) als auch 2.1.3.5 (Ressourcenschutz) 

befasst sich mit dem Thema Grundwasserschutz und Wasserversorgung. Hier wird 

angeregt, dieses zur Klarheit an einer Stelle zu bündeln, bzw. stellt sich die Frage, warum es 

nicht bei der vorherigen Unterteilung in die Themen Wasser- und Hochwasserschutz sowie 

Arten- und Biotopschutz geblieben ist. In der Gesamtkarte ist zudem eine weitere 

Untergliederung vorgenommen worden, da dort die Themen Ressourcenschutz, 

Grundwasserschutz und Biotopverbund wiederum einzeln dargestellt sind (zur 

Informationsdichte in der Kartographie s.o.) 

 

3.1.2.2 Straßenverkehr  

Bez. des unter G129 (S. 61) Nr. 2 gelisteten Teilausbaus der B42 zwischen Neuwied und 

Rheinbreitbach wird für die jeweilige Kommune auf die Weiterverfolgung der Knotenpunkte 

Mühlenweg (Rheinbreitbach) und Linzer Straße (Unkel) hingewiesen, gerade auch um die 

Wirkungen der jüngsten Baumaßnahmen in Unkel (Scheurener Kreuz und 

Brückensanierung) entsprechend zu unterstützen. 
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Bez. des Themas Windkraft  wird – übergreifend über alle einschlägigen Vorgaben des  

RRoPl-Entwurfes - auf Folgendes hingewiesen: 

Der im Dezember 2005 beschlossene Teilplan Windenergie wurde von der Obersten 

Landesplanungsbehörde in 2006 nicht genehmigt. Der nun im Anhörungsverfahren 

befindliche Entwurf des RRoPl enthält keine aktive Steuerung der Windenergie auf 

regionaler Ebene, da nach Bekunden der Planungsgemeinschaft zunächst eine 

angekündigte Rechtsverordnung/ Windkrafterlass abgewartet werden soll. Es wird im G148 

nur auf die Steuerung der Windenergienutzung auf die Ebene der Flächennutzungsplanung 

verwiesen.  

 

In den Vorbehaltsgebieten für Erholung und Tourismus sollen gem. G97-98 und den 

zugehörigen Erläuterungen raumbedeutsamen Entscheidungen ein besonderes Gewicht 

beigemessen und Planungen und Maßnahmen, die die Erholungsfunktion beeinträchtigen 

können, vermieden werden. Weiterhin sollen gem. G57 in den bedeutsamen historischen 

Kulturlandschaften u.a. landschaftsprägende Strukturen erhalten und Störungen vermieden 

werden. Das Z59 gibt vor, dass die großen Flußtäler und insbesondere die Hangbereiche in 

den Vorbehaltsgebieten für Erholung und Tourismus von störenden Nutzungen und großen 

Einzelbauwerken frei zu halten sind. Gemäß der Begründung zum G63 wurden für den 

regionalen Biotopverbund u.a. Flächen im unteren Mittelrheintal aufgenommen, um „eine 

durchgängige Verbundachse entlang der rechtsrheinischen Hänge zu erhalten“. 

Je nachdem welches Gewicht dem Landschaftsbild, der Kulturlandschaft und dem 

Biotopverbund im Zusammenhang mit Windkraftanlagen beigemessen wird, könnte dies zu 

deutlichen Erschwernissen oder sogar zur Verhinderung einer Windkraftplanung  im Bereich 

der in Karte 8, ggf. sogar Karte 12 dargestellten Flächen führen. Diesem wäre aus Sicht 

der Verbandsgemeinde Unkel und der ihr angehörigen Ortsgemeinden bzw. der Stadt 

Unkel klar zu widersprechen. Die Kommunen möchten z um einen den auch von der 

Bundes- und Landesregierung propagierten Umstieg au f erneuerbare Energien 

vollziehen und insbesondere diesen auf dem Gebiet i hrer Planungshoheit auch 

steuern.  Auch im vorgelegten Entwurf des RRoPl werden entsprechende Grundsätze 

(insbes. G142 “In allen Teilräumen ... verstärkte Nutzung orts- und regionalgebundener 

Energieangebote …“) postuliert. Im ungünstigsten Falle wäre es so, dass die Kommunen 

aufgrund der vorgenannten Grundsätze im Umkehrschluss nicht planen könnten bzw. bez. 

des Z59 zuvor ein Zielabweichungsverfahren durchlau fen müssten . Wenn sich dann 

planungsrechtliche Vorgaben übergeordneter Stellen ändern (z.B. Wegfall oder Aufweichung 

der Restriktionen im Rheintal) sähe sich die VG Unkel dann quasi ungeschützt den Anträgen 

auf Einzelfallgenehmigungen gegenüber ausgesetzt. Hier möchten die Gemeinden in der 

VG Unkel ihr reguläres Selbstbestimmungsrecht im Ra hmen der Planungshoheit 
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weiter wahrnehmen und die Energiewende entsprechend  mit gestalten können. 

Insofern sind nach Vorstellung der Kommunen in der VG Unkel die entsprechenden 

Grundsätze und Ziele mit Blick auf die Windkraft (g gf. als regulären 

Ausnahmetatbestand einzuführen) aufzubrechen und mi t denen der 

energiepolitischen Zielsetzung in Einklang zu bring en.  

Ansonsten wäre im Umkehrschluss zu überlegen, die Planung der Windkraftanlagen nicht 

den Trägern der Flächennutzungsplanebene aufzuerlegen (die dann wie bei uns ggf. kaum 

bis nicht steuern können) sondern diese zunehmend raumbedeutsamen Planungen zentraler 

zu steuern. Dies wäre auch ein verbindlicher Ansatz, dem  als Grundsatz benannten Vorzug 

des gebündelten Repowerings gegenüber einer Neuerrichtung planerisch Substanz zu 

verleihen und einer dispersen Verteilung der Anlagen Einhalt zu gebieten. Bleibt die 

Verantwortung bei den Trägern der Planungshoheit wird der Grundsatz vermutlich nur 

Hinweischarakter entfalten können, da ein gezieltes Repowering auf gebündelte und zudem 

effiziente Standorte einen über die einzelnen Orts- und Verbandsgemeinden hinaus 

gehenden (und damit in deren Planungshoheit eingreifenden) verbindlichen 

Planungsmaßstab erfordern würde.  

 

Anlässlich der kurzfristig in die Rückäußerungsfris t zu dieser Neuaufstellung des 

RRoPl hinein wirkenden parallelen Teiländerung des LEPIV wird gebeten, hier 

zwischen den beiden Planungsträgern eine Abstimmung  herbei zu führen, inwieweit 

nun doch Vorgaben seitens der Planungsgemeinschaft zu Vorrang- und 

Ausschlussgebieten gemacht werden sollen. Bei diese n Überlegungen bitten wir die 

vorgenannten Ausführungen zum Thema Windkraft entsp rechend zu berücksichtigen. 

 

Besonders planungsbedürftige Räume 4.7 (Nördlicher Mittelrhein)-G193ff  

Bez. der Nomenklatur  sollte – sofern die Bezeichnung in Tabelle 4 zu G54 (Unteres 

Mittelrheintal) mit der des Kapitel 4 „besonders planungsbedürftige Räume“/ Karte 12 

(Nördlicher Mittelrhein) das gleiche meint - diese vereinheitlicht  werden. 

In diesem Abschnitt wird auf die seinerzeitigen Rahmenbedingungen für den Bonn-Berlin-

Ausgleich eingegangen, die laut Aussagen des derzeitigen Entwurfes weiter fort gelten. 

Hierzu zählen auch die besonderen Entwicklungschancen, die sich nach dem dort 

genannten Leitbild „Wohnen und Arbeiten in einer zukunftsorientierten Technologie-, 

Dienstleistungs- und Tourismusregion“ weiter entwickeln sollen. 

Um dieser Aufgabenstellung nachkommen zu können ist es erforderlich, dass den 

Kommunen in den jeweiligen Bereichen noch tatsächliche Entwicklungsmöglichkeiten 

eingeräumt werden. Wenn zu den bestehenden Restriktionen und rechtlichen/ gesetzlichen 

Vorgaben (wie Topographie, Verkehrsadern/Lärm, Überschwemmungsgebiet, Fachgesetze) 
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durch den Raumordnungsplan in den einzelnen Fachkapiteln durch neue planerischen 

Vorgaben weitere Restriktionen hinzutreten, wird den Rheintalkommunen eine 

entsprechende Entwicklung sehr stark erschwert bis genommen. 

Die Durchsicht des vorgelegten Entwurfes legt den Schluss nahe, dass die 

Verbandsgemeinde Unkel und die ihr angehörigen Kommunen im Rheintal neben den 

topographischen Randbedingungen eine zwischenzeitlich sehr stark angestiegene Dichte an 

nicht immer gleichgerichteten übergeordneten Belangen und rechtlichen Vorgaben zu 

berücksichtigen hat, die sich durch den vorgelegten Entwurf des RRoPl weiter verdichten. 

Durch den sich hieraus ergebenden engen planerische n Spielraum wird es den 

finanziell angespannten Rheinanliegerkommunen schwe r möglich sein, sich – wenn 

überhaupt noch dann mit sehr großem Aufwand – plane risch zu bewegen und zu einer 

Entspannung der Situation beizutragen. Und dies obw ohl die VG Unkel im aktuellen 

RRoPl-Entwurf weiterhin als Schwerpunktraum der Sie dlungsentwicklung 

ausgewiesen ist und die VG Unkel im Einzugsgebiet d es verkehrlich sehr gut 

angebundenen Ballungsraums Bonn-Köln grundsätzlich gutes Potential sowohl im 

gewerblichen Bereich als auch als Wohnstandort biet et. Zumindest die rel. rasche 

Vermarktung der Grundstücke der beiden aktuellen gr ößeren Neubaugebiete in der 

Verbandsgemeinde weist in diese Richtung. 

Insofern wird darum gebeten, dass hier ein Abgleich der an die hiesigen Kommunen - 

allgemein und aufgrund ihrer Situation und Zuweisung – gestellten Aufgaben mit den in den 

verschiedenen Kapiteln getroffenen Festlegungen erfolgt, der den Kommunen ermöglicht, in 

ausreichendem und zukunftsfähigem Umfang ihre planerischen Selbstverwaltungsaufgaben 

weiterhin wahr zu nehmen, und dies ohne möglicherweise bei konkurrierenden Grundsätzen 

und Zielen sich jeweils Erfordernissen von entsprechenden (Zielabweichungs-)Verfahren 

gegenüber gestellt zu sehen. 

 

Beschlussfassung: 

Der Stadtrat von Unkel fasst folgenden Beschluss: 

Der Stadtrat Unkel beschließt, die vorgenannte Stellungnahme im Rahmen der Anhörung 

zum Entwurf des Regionalen Raumordnungsplanes 2012 abzugeben. 

 

Beschlussfassung: 

⌧ einstimmig � mit Stimmenmehrheit Anzahl Stimmen Enthaltungen 

  ja nein  

An der Abstimmung nahm/en nicht teil:  
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Anlage 1  

Regionaler Raumordnungsplan (RRoPl) 2012 

� bildet die Grundlage für die räumliche Planung in der Planungsregion Mittelrhein-

Westerwald 

� wird von der Planungsgemeinschaft unter Beteiligung von Behörden und Planungsträgern 

des Bundes und des Landes sowie der Gebietskörperschaften erarbeitet. Die 

Öffentlichkeit wurde und wird bei der Aufstellung ebenfalls beteiligt. 

� beinhaltet die überörtliche, überfachliche und zusammenfassende Landesplanung im 

Gebiet der Planungsregion Mittelrhein-Westerwald 

� vertieft und konkretisiert das geltende LEP IV (Landesentwicklungsprogramm) für seinen 

Geltungsbereich und enthält Ziele und Grundsätze, die in der Bauleitplanung (§ 1 (4) 

BauGB) zu beachten bzw. berücksichtigen sind. 

 

Ziele  sind sachlich und räumlich bestimmte oder bestimmbare Aussagen, die mit weiteren 

Belangen abgewogen sind (§ 3 Raumordungsgesetz – ROG). Sie sind von öffentlichen 

Stellen bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu beachten (§ 4 ROG) und 

können dort lediglich weiter konkretisiert, aber nicht mehr abgewogen werden. 

Grundsätze  enthalten Entwicklungs- und Ordnungsprinzipien und sind als Vorgaben für das 

Ermessen bzw. die Abwägung in den nachfolgenden Planungsebenen zu berücksichtigen. 

Begründungen und Erläuterungen  geben Informationen zu den Zielen und Grundsätzen 

sowie Hinweise zur Abwägung. 

Der RRoPl weist u.a. aus 

- Vorranggebiete  für bestimmte raumbedeutsame Nutzungen/ Funktionen, in denen dann 

andere raumbedeutsame Nutzungen/ Funktionen ausgeschlossen sind, die mit den 

vorrangigen nicht vereinbar sind 

- Vorbehaltsgebiete , in denen bestimmten raumbedeutsamen Nutzungen/ Funktionen 

gegenüber konkurrierenden bei der Abwägung ein besonderes Gewicht zukommt 

 

Darstellung der Planungsebenen  

Europa 

(Europäisches Entwicklungskonzept EUREK – Ziele und Leitbilder) 

Bund  

(Raumordnungsgesetz/ Raumordnungsprogramm – Rahmen und 

Richtlinien) 

Land  

 

 

 

 

Daneben:  

Fachgesetzgebungen 
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(Landesplanungsgesetz/ LEP – Ziele und Grundsätze) 

Planungsgemeinschaft  

(Regionale Raumordnungspläne - Ziele und Grundsätze) 

Kommunen oder kommunale Verbände  

(Flächennutzungspläne – behördenverbindliche Darstellungen) 

Ortsgemeinden 

(Bebauungspläne - allgemein verbindliche Festsetzungen) 

und Regularien von  

Europa, Bund und 

Land 

 

Planungsgrundsatz: Gegenstromprinzip 

d.h. das Einfügen der teilräumlichen Planung in die Gesamtkonzeption, die wiederum 

ihrerseits die Belange der Teilräume berücksichtigt (§ 1 (3) Raumordnungsgesetz). 

 

Die Anlage 2  ist der Niederschrift als Anhang beigefügt. 

 

 

TOP 3 - Teilfortschreibung des Landesentwicklungspr ogramms (LEP IV) 

              Beteiligungs- und Anhörungsverfahren;  Stellungnahme der Stadt Unkel 

Die Sitzungsvorlage FB2 SK vom 22.02.2012 liegt allen Ratsmitgliedern in Kopie vor. 

 

Sach- und Rechtslage: 

Das im November 2008 in Kraft getretene Landesentwicklungsprogramm (LEP IV) soll nach 

der Koalitionsvereinbarung in mehreren Punkten fortgeschrieben werden. In einem ersten 

Schritt sollen die die Nutzung der erneuerbaren Energien betreffenden Ziele und Grundsätze 

des LEP IV im Rahmen einer Teilfortschreibung überarbeitet und ergänzt werden. 

Das federführende Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und Landesplanung hat 

mit Schreiben vom 31.01.2012 insbesondere den berührten Behörden und Planungsträger 

davon in Kenntnis gesetzt und den zugehörigen Entwurf (Kap. 5.2.1 Erneuerbare Energien) 

zur Stellungnahme bzw. Äußerung von Anregungen und Bedenken bis zum Fristende 

30.04.2012 zugeleitet. 

 

Aufgrund der zeitlichen Überschneidung der Beteiligungsfristen und der inhaltlichen 

Wechselwirkungen zwischen den beiden übergeordneten Planvorgaben wird auch auf die 

zum Thema gehörigen Ausführungen in der Vorlage zum Entwurf des Regionalen 

Raumordnungsplanes verwiesen. 

 

Hierzu wird folgendes ausgeführt: 
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Erstmals aufgenommen wurde ein Grundsatz (G162a),  dass die Verbandsgemeinden, 

verbandsfreien Gemeinden, großen kreisangehörigen und kreisfreien Städte 

Klimaschutzkonzepte  aufstellen sollen, die gemäß der zugehörigen Begründung die 

räumlichen Nutzungskonzepte der Planungsgemeinschaften ergänzen sollen. Hier ist zu 

erwähnen, dass die Verbandsgemeinde Unkel sich an einem vom Kreis Neuwied initiierten 

Klimaschutzkonzept beteiligt, dass auch konkretere Aussagen für die betrachteten 

Kommunen treffen soll. Somit müsste der für die Landesplanung relevante Maßstab 

eigentlich entsprechend abgedeckt sein. Da das Ergebnis aber noch nicht vorliegt (die 

Bearbeitung soll bis Frühsommer abgeschlossen sein), wird sich erst hieran ergeben, ob und 

in welchem Umfang hier die Verbandsgemeinden konkretisierend tätig werden sollten. 

Aus Sicht der Verwaltung ergibt sich hierzu kein An regungsbedarf. 

 

Anschließend werden mit Blick auf die Windenergie  anstelle des mit „soll-Charakter“ 

behafteten Grundsatzes G163 nun 4 neue verbindliche Ziele  formuliert, die sich dem 

Thema Windenergie widmen (s. Anlage). 

Hier ist u.s. festzustellen, dass der LEP-Entwurf neben der Flächennutzungsplanung auch 

die Regionalplanung verpflichtet (Z163b), Vorranggebiete auszuweisen. In der Erläuterung 

zum Ziel Z163d wird weiterhin ausgeführt, dass die Regionalplanung neben Vorrang- auch 

Ausschlussgebiete ausweist, was jedoch in keinem der neuen Ziele selbst so explizit 

formuliert ist. 

In Ziel Z163d wird festgelegt, dass außerhalb der dort vorgegeben Ausschluss- und 

Vorbehaltskategorien die Steuerung der Windenergieanlagen der kommunalen 

Bauleitplanung vorbehalten sind. Gemäß der zugehörigen Begründung soll die 

Bauleitplanung eine planerische Bündelung der Windkraftanlagen gewährleisten und die 

Kommunen über entsprechende Flächenausweisungen für die Windenergie einen Beitrag 

zur Energiewende leisten. 

 

Hier wird auf die Ausführungen zu diesem Themenbereich im Rahmen der Vorlage zur 

Neuaufstellung zum Regionalen Raumordnungsplan verwiesen. Dieser Planentwurf, in 

dessen Anhörungsfrist die hier behandelte und aktuelle LEP-Änderung hineinwirkt, sieht 

noch keine entsprechenden eigenen Darstellungen vor. 

Es wird vorgeschlagen die nachfolgenden Ausführungen im Rahmen der LEP-Anhörung an 

das zuständige Ministerium weiter zu geben: 

 

„Seitens der Verbandsgemeinde Unkel und der ihr angehörigen Kommunen wird zu den mit 

Schreiben vom 31.01.2012 vorgelegten Unterlagen folgende Stellungnahme (Anregungen 

und Bedenken) abgegeben: 
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Es wird begrüßt, dass den Kommunen des Landes Rheinland-Pfalz außerhalb der in Ziel 

163d genannten eng begrenzten Bereiche ausdrücklich ein entsprechender Spielraum 

eingeräumt wird, ihren Beitrag zur Energiewende zu leisten. 

Aufgrund der Divergenzen zwischen dem zeitlich versetzt parallel laufenden 

Beteiligungsverfahren zur aktuellen Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungsplanes 

Mittelrhein-Westerwald (dieser sieht keine direkte regionalplanerische Steuerung vor) und 

den Aussagen im Entwurf zur vorgelegten LEP-Änderung wird davon ausgegangen, dass 

hier eine Abstimmung zwischen den beiden für die VG Unkel relevanten übergeordneten 

Planungsträgern im weiteren Verfahren erfolgt. 

Neben direkter Steuerung im vorgelegten Entwurf des Regionalen Raumordnungsplanes 

erfolgt dort über eine indirekte Steuerung dieser raumbedeutsamen Anlagen über andere in 

diesem Plan verteilte Ziele und Grundsätze, die sich zu sehr starken Restriktionen für 

zumindest unsere Verbandsgemeinde und die ihr angehörigen Kommunen erwachsen. Da 

damit aus hiesiger Sicht die durch den LEP-Entwurf eingeräumten Spielräume auf der 

Folgeebene wieder deutlich eingeschränkt werden, geben wir nachfolgend die 

Stellungnahme wider, die die hiesigen Kommunen im Rahmen des parallel laufenden 

Verfahrens abgeben werden. Wir bitten die dort genannten Punkte auch zum Gegenstand im 

Rahmen der gem. dem Gegenstromprinzip sicher erfolgenden Abstimmung mit der 

Planungsgemeinschaft zu machen: 

 

Bez. des Themas Windkraft  wird – übergreifend über alle einschlägigen Vorgaben des  

RRoPl-Entwurfes - auf Folgendes hingewiesen: 

Der im Dezember 2005 beschlossene Teilplan Windenergie wurde von der Obersten 

Landesplanungsbehörde in 2006 nicht genehmigt. Der nun im Anhörungsverfahren 

befindliche Entwurf des RRoPl enthält keine aktive Steuerung der Windenergie auf 

regionaler Ebene, da nach Bekunden der Planungsgemeinschaft zunächst eine 

angekündigte Rechtsverordnung/ Windkrafterlass abgewartet werden soll. Es wird im G148 

nur auf die Steuerung der Windenergienutzung auf die Ebene der Flächennutzungsplanung 

verwiesen.  

In den Vorbehaltsgebieten für Erholung und Tourismus sollen gem. G97-98 und den 

zugehörigen Erläuterungen raumbedeutsamen Entscheidungen ein besonderes Gewicht 

beigemessen und Planungen und Maßnahmen, die die Erholungsfunktion beeinträchtigen 

können, vermieden werden. Weiterhin sollen gem. G57 in den bedeutsamen historischen 

Kulturlandschaften u.a. landschaftsprägende Strukturen erhalten und Störungen vermieden 

werden. Das Z59 gibt vor, dass die großen Flußtäler und insbesondere die Hangbereiche in 

den Vorbehaltsgebieten für Erholung und Tourismus von störenden Nutzungen und großen 

Einzelbauwerken frei zu halten sind. Gemäß der Begründung zum G63 wurden für den 
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regionalen Biotopverbund u.a. Flächen im unteren Mittelrheintal aufgenommen, um „eine 

durchgängige Verbundachse entlang der rechtsrheinischen Hänge zu erhalten“. 

Je nachdem welches Gewicht dem Landschaftsbild, der Kulturlandschaft und dem 

Biotopverbund im Zusammenhang mit Windkraftanlagen beigemessen wird, könnte dies zu 

deutlichen Erschwernissen oder sogar zur Verhinderung einer Windkraftplanung  im Bereich 

der in Karte 8, ggf. sogar Karte 12 dargestellten Flächen führen. Diesem wäre aus Sicht 

der Verbandsgemeinde Unkel und der ihr angehörigen Ortsgemeinden bzw. der Stadt 

Unkel klar zu widersprechen. Die Kommunen möchten z um einen den auch von der 

Bundes- und Landesregierung propagierten Umstieg au f erneuerbare Energien 

vollziehen und insbesondere diesen auf dem Gebiet i hrer Planungshoheit auch 

steuern.  Auch im vorgelegten Entwurf des RRoPl werden entsprechende Grundsätze 

(insbes. G142 “In allen Teilräumen ... verstärkte Nutzung orts- und regionalgebundener 

Energieangebote …“) postuliert. Im ungünstigsten Falle wäre es so, dass die Kommunen 

aufgrund der vorgenannten Grundsätze im Umkehrschluss nicht planen könnten bzw. bez. 

des Z59 zuvor ein Zielabweichungsverfahren durchlau fen müssten . Wenn sich dann 

planungsrechtliche Vorgaben übergeordneter Stellen ändern (z.B. Wegfall oder Aufweichung 

der Restriktionen im Rheintal) sähe sich die VG Unkel dann quasi ungeschützt den Anträgen 

auf Einzelfallgenehmigungen gegenüber ausgesetzt. Hier möchten die Gemeinden in der 

VG Unkel ihr reguläres Selbstbestimmungsrecht im Ra hmen der Planungshoheit 

weiter wahrnehmen und die Energiewende entsprechend  mit gestalten können. 

Insofern sind nach Vorstellung der Kommunen in der VG Unkel die entsprechenden 

Grundsätze und Ziele mit Blick auf die Windkraft (g gf. als regulären 

Ausnahmetatbestand einzuführen) aufzubrechen und mi t denen der 

energiepolitischen Zielsetzung in Einklang zu bring en. Ansonsten wäre im 

Umkehrschluss zu überlegen, die Planung der Windkraftanlagen nicht den Trägern der 

Flächennutzungsplanebene aufzuerlegen (die dann wie bei uns ggf. kaum bis nicht steuern 

können) sondern diese zunehmend raumbedeutsamen Planungen zentraler zu steuern. Dies 

wäre auch ein verbindlicher Ansatz, dem  als Grundsatz benannten Vorzug des gebündelten 

Repowerings gegenüber einer Neuerrichtung planerisch Substanz zu verleihen und einer 

dispersen Verteilung der Anlagen Einhalt zu gebieten. Bleibt die Verantwortung bei den 

Trägern der Planungshoheit wird der Grundsatz vermutlich nur Hinweischarakter entfalten 

können, da ein gezieltes Repowering auf gebündelte und zudem effiziente Standorte einen 

über die einzelnen Orts- und Verbandsgemeinden hinaus gehenden (und damit in deren 

Planungshoheit eingreifenden) verbindlichen Planungsmaßstab erfordern würde.  

 

Anlässlich der kurzfristig in die Rückäußerungsfris t zu dieser Neuaufstellung des 

RRoPl hinein wirkenden parallelen Teiländerung des LEPIV wird gebeten, hier 
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zwischen den beiden Planungsträgern eine Abstimmung  herbei zu führen, inwieweit 

nun doch Vorgaben seitens der Planungsgemeinschaft zu Vorrang- und 

Ausschlussgebieten gemacht werden sollen. Bei diese n Überlegungen bitten wir die 

vorgenannten Ausführungen zum Thema Windkraft entsp rechend zu berücksichtigen. 

 

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass in den neuen Zielen der LEP-Teiländerung vor der 

Verpflichtung der Planungsgemeinschaften (nur) zur Ausweisung von Vorranggebieten die 

Rede ist, in den zugehörigen Erläuterungen/ Begründungen (Z163d) jedoch festgestellt wird: 

„Die Regionalplanung weist zur Umsetzung der Klimaschutzziel Vorrang- und 

Ausschlussgebiete für die Windenergienutzung aus.“ “ 

 

Zu dem letzten zu ändern geplanten Grundsatz G166 (s. Anlage) ergibt sich aus Sicht der 

Verbandsgemeindeverwaltung kein Anregungsbedarf. 

 

Beschluss: 

Der Stadtrat von Unkel beschließt, die vorgeschlagene Stellungnahme zum Thema 

Windenergie im Rahmen der Anhörung zur Änderung des Landesentwicklungsprogramms 4 

abzugeben. Zu den Änderungen in den Bereichen Klimaschutzkonzept und von baulichen 

Anlagen unabhängigen Fotovoltaikanlagen wird kein Anregungsbedarf gesehen. 

 

Beschlussfassung: 

⌧ einstimmig � mit Stimmenmehrheit Anzahl Stimmen Enthaltungen 

  ja nein  

An der Abstimmung nahm/en nicht teil:  

 

Die Anlage 3  ist der Niederschrift als Anhang beigefügt. 

(Auszug aus den Beteiligungsunterlagen (s. 5-11)) 

 

 

TOP 4 - Ausbau der Straßenoberflächenentwässerung d er Verkehrsanlage 

              Sebastianstraße in Unkel-Heister 

Ausbau der Verkehrsanlage Sebastianstraße in Unkel/Heister 

Die Sitzungsvorlage FB 1 653-30 Lan vom 30.01.2012 liegt allen Ratsmitgliedern in Kopie  
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1. a. Widmung  

 

Sach- und Rechtslage: 

Die Verkehrsanlage Sebastianstraße wird bereits für den öffentlichen Verkehr genutzt. Vor 

dem erforderlichen Ausbau ist eine den heutigen Maßstäben der Rechtsprechung 

genügende Widmung auszusprechen. 

 

Beschluss: 

Widmung der Verkehrsanlage: 

Auf Empfehlung der Ausschüsse vom 07.02.2012 beschließt der Stadtrat unter Hinweis auf 

die Bestimmungen des § 36 I,II LStrG (vom 01.08.1977 in der derzeit gültigen Fassung), die 

nachfolgenden Verkehrsflächen gemäß § 3 Nr.3a LStrG dem öffentlichen Verkehr als 

Gemeindestraße zu widmen: Sebastianstraße (Heister) 

- Im Norden beginnend an der Einmündung zur B42,  

- Im Süden bis zur Einmündung in die B 42,  

- Mit den Flächen 5-311/11, 5-313/15, 3-314/15 3-314/10, 3-378/1, 3-242/3, 3-241/3, 3-

314/3, 3-314/14, 4-581/3, 4-257/2, 4-266/6, 4-267/2. 

 

Die gewidmete Fläche entspricht der im Plan markierten Fläche. Der anliegende Plan ist 

Bestandteil der Widmung. Gem. § 36 III LStrG ist die Widmung mit Rechtsbehelfsbelehrung 

öffentlich bekannt zu machen. 

 

1. b. Grunderwerb  

 

Die Flächen 5-398/5, 5-116/5,  19-656/3, 19-627/5, 4-268/3, 4-266/5, 4-581/2, 19-656/2, 19-

627/4 stehen im Eigentum des Landes Rheinland-Pfalz bzw. des Bundes und sind daher 

bereits öffentliche Flächen. Die Verwaltung wird beauftragt, den erforderlichen Grunderwerb 

von (Teil-) Flächen zu tätigen bzw. die Übertragung zu veranlassen, um eine einheitliche 

Verkehrsanlage zu schaffen, die möglichst ganz in der Baulast der Stadt Unkel steht. Im Falle 

überbauter privater Flächen wird die Verwaltung beauftragt, Gestattungen zu erwirken bzw. 

den erforderlichen Grunderwerb zu tätigen. 
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Beschlussfassung: 

⌧ einstimmig � mit Stimmenmehrheit Anzahl Stimmen Enthaltungen 

  ja nein  

An der Abstimmung nahm/en nicht teil:  
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2. Grundsatzbeschluss über den Ausbau  

 

Auf Empfehlung der Ausschüsse vom 07.02.2012 beschließt der Stadtrat den Ausbau 

(Verbesserung, Erneuerung) von Teilanlagen der  Verkehrsanlage Sebastianstraße, 

verlaufend von der Einmündung zur B42 im Norden zur Einmündung in die B42 im Süden. 

Im Zusammenhang mit dem Ausbau der Abwasserhauptleitung durch die 

Verbandsgemeindewerke  soll die Investitionskostenpauschale für die 

Straßenoberflächenentwässerung sowie ggf. die Einleitungen und Zuläufe durch die 

Erhebung von Beiträgen refinanziert werden. Der Straßenkörper soll nicht ausgebaut, 

sondern wiederhergestellt werden, sodass hier keine beitragsrelevante Maßnahme iSd. KAG 

vorliegt. 

 

Beschlussfassung: 

⌧ einstimmig � mit Stimmenmehrheit Anzahl Stimmen Enthaltungen 

  ja nein  

An der Abstimmung nahm/en nicht teil:  

 

 

3. Festsetzung des Bauprogramms  

 

Sach- und Rechtslage: 

Bei der anstehenden Baumaßnahme auf der Verkehrsanlage Sebastianstraße handelt es 

sich um einen Ausbau (Verbesserung, Erneuerung) der Teilanlage 

Oberflächenentwässerung.  

Damit der Beitragsanspruch gemäß §§ 10 I, VIII, 9 I KAG entstehen kann, ist es erforderlich, 

ein Bauprogramm zu beschließen und anhand einer Planung zu dokumentieren und zu 

konkretisieren.  

Die Stadt Unkel entscheidet grundsätzlich nach ihrem Ermessen darüber, in welcher Form 

das Bauprogramm aufgestellt wird. Das Programm kann als formeller Beschluss entstehen, 

kann sich jedoch als formloses Programm auch aus hinreichend konkreten Unterlagen 

(Plänen, Beschlüssen, Zuwendungsanträgen, Aktenvermerken, Abstimmungen usw.) 

ergeben. 

Das formelle Bauprogramm wird durch Ratsbeschluss festgelegt und bei Abweichungen 

erheblichen Ausmaßes ebenso durch Beschluss geändert. Über die Inhalte entscheidet der 

Rat nach pflichtgemäßem Ermessen.  
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Der Anspruch auf einen einmaligen Ausbaubeitrag entsteht, wenn die Bauarbeiten an der 

Verkehrsanlage Sebastianstraße abgeschlossen sind und der entstandene beitragsfähige 

Aufwand feststellbar ist (vgl. §§ 10 VI KAG, 8 I ABS).  

 

Finanzierung: 

siehe Bauprogramm – 

 

Beschluss: 

Auf Empfehlung der Ausschüsse vom 07.02.2012 beschließt der Stadtrat das nachfolgende 

Bauprogramm und stellet die Verbindlichkeit fest. Das Bauprogramm ist Bestandteil der 

Niederschrift. 

 

Beschlussfassung: 

⌧ einstimmig � mit Stimmenmehrheit Anzahl Stimmen Enthaltungen 

  ja nein  

An der Abstimmung nahm/en nicht teil:  

 

 

Verbandsgemeinde Unkel – Stadt Unkel  

AUSBAU der Verkehrsanlage Sebastianstraße 

A U S B A U P R O G R A M M 

 

INHALTSVERZEICHNIS: 

A. Allgemeines 

B. Entwurfsbeschreibung 

C. Bautechnische Einzelheiten 

D. Durchführung des Bauvorhabens 

E. Baukosten 

 

A.    ALLGEMEINES  

Es ist beabsichtigt, im Zuge der Kanalbaumaßnahme die Abwasserhauptleitung mit 

einer Gesamtlänge von ca. 660m auf einer Länge von ca. 477m auszubauen (zu 

erneuern/verbessern). Dies erfolgt(e) sowohl durch das Einziehen von Inlinern, für die 

kein Straßenaufbruch erforderlich ist, als auch in offener Bauweise. Desweiteren ist 

geplant, insgesamt voraussichtlich 6 Regeneinläufe sowie Zulaufleitungen an der 

Verkehrsanlage Sebastianstraße zu erneuern.   
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B.    ENTWURFSBESCHREIBUNG  

Als Wohnstraße gemäß RAStVO 2006 charakterisiert, erschließt die Sebastianstraße 

die vorhandene Wohnbebauung sowie mehrere gewerblich oder ähnlich genutzte 

Grundstücke (z.B. Bürgerhaus Heister). Durch die Einmündung mehrerer angrenzender 

Verkehrsanlagen sind mehrere Grundstücke als echte Eckgrundstücke bzw. 

Zwischenlieger mehrfach erschlossen und – bei nicht gewerblicher oder ähnlicher 

Nutzung – mit den entsprechenden Regelungen der §§7, 6 ABS zu belegen. Für den 

Fall, dass sich hinsichtlich der tatsächlichen Nutzung oder der Rechtsprechung der 

mehrfach erschlossenen Grundstücke seit den letzten Beitragsabrechnungen für die 

Verkehrsanlagen Am Kelter, Auf dem Sand, Brückenstraße und Backesweg keine 

Änderungen ergeben haben, sollen diese mehrfach Erschlossenen möglichst wie bei 

den zuletzt vorgenommenen Abrechnungen gewichtet werden. 

Von den westlichen Grundstücken zwischen Sebastianstraße und Bundesstraße 42 sind 

mehrere von dem Bauabstandsgebot aus der Satzung für den Bereich zwischen 

Sebastianstraße und B42 in Heister vom 05.05.1994 betroffen.  

Im Südosten der Sebastianstraße verläuft die Gemarkungsgrenze zur Ortsgemeinde 

Erpel, sodass mehrere Anlieger auf dem Gebiet der Ortsgemeinde liegen. Da sie jedoch 

ausschließlich durch die Verkehrsanlage Sebastianstraße erschlossen sind, müssen sie 

in die Beitragsabrechnung für den Ausbau einbezogen werden. Die Verwaltung wird 

beauftragt, entsprechendes zu veranlassen. 

Zurzeit ist die Sebastianstraße mit einer bituminösen Decke befestigt und mit Rinne 

sowie Bordstein eingefasst. Die Wiederherstellung der Sebastianstraße erfolgt zu Lasten 

des Abwasserwerkes der VG Unkel.  

 

C.    BAUTECHNISCHE EINZELHEITEN  

Hauptentwässerungsleitung 

Im Zuge der hydraulischen Überprüfung der Kanalortsnetze der VG Unkel wurden 

Defizite im Bereich der Ortslage Unkel/Heister festgestellt. Durch die zur Zeit geltenden 

gesetzlichen Vorgaben aus dem LWG müssen die Kanäle in bestehenden Ortslagen auf 

ein dreijähriges Starkregenereignis ausgelegt sein. Um dieser Anforderung 

nachkommen zu können, muss der vorhandene, hydraulisch unterdimensionierte Kanal 

mit DN 300 bzw. 500 durch einen neuen Kanal mit DN 500 bzw. 1000 auf einer Länge 

von ca. 114m ersetzt werden.  

Zudem wurden bei den Befahrungen in anderen, ausreichend dimensionierten 

Haltungen Schäden festgestellt. Diesem Umstand tragen die Abwasserwerke der VG 
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Unkel durch das Einziehen von so genannten Inlinern auf einer Länge von ca. 363m 

Rechnung.  

 

 

D.    DURCHFÜHRUNG DES BAUVORHABENS  

Die Durchführung der Baumaßnahme soll im Frühjahr 2012 (ab März) stattfinden.  

E.    BAUKOSTEN  

Die Gesamtbaukosten für den Ausbau der Oberflächenentwässerung einschließlich der 

Regeneinläufe und Zuleitungen werden nach Submittierung feststellbar sein. Hinsichtlich 

der Investitionskostenpauschale für die Straßenoberflächenentwässerung werden die 

konkreten Oberflächenmaße noch ermittelt. 

 

4. Festsetzung des Gemeindeanteils  

 

Sach- und Rechtslage: 

Gemäß §10IV KAG bleibt bei der Ermittlung der Beiträge ein dem Vorteil der Allgemeinheit 

entsprechender Teil (Gemeindeanteil) außer Ansatz, der dem nicht den Beitragsschuldnern 

zuzurechnenden Verkehrsaufkommen entspricht. Der Eigenanteil einer Gemeinde muss den 

Vorteil widerspiegeln, den die Allgemeinheit im Verhältnis zur Gesamtheit der Anlieger durch 

eine Ausbaumaßnahme erlangt, wobei entscheidend auf die zahlenmäßige Relation der 

Verkehrsfrequenzen des Anliegerverkehrs einerseits und des allgemeinen (Durchgangs-

)Verkehrs andererseits abzustellen ist (Urteil des OVG Rheinland-Pfalz v. 20.08.1986 – 6 A 

68/85).  

Bei der Festlegung des Gemeindeanteils sind nach der neueren Rechtsprechung des OVG 

Rheinland-Pfalz insbesondere die Lage der zur Beurteilung anstehenden Straße innerhalb 

des jeweiligen Gemeindegebietes und die sich danach voraussichtlich ergebenden 

Verkehrsströme zu berücksichtigen (Urteil des OVG v. 07.12.2004 – 6 A 11406/04; 

Beschluss v. 15.12.2005 – 6 A 11220/05 sowie zuletzt Urteil v. 16.01.2007 – 6 A 11315/06).  

Neben den tatsächlichen Verkehrsverhältnissen ist auch die Funktion der betreffenden 

Straße im Gesamtverkehrsnetz zu berücksichtigen (vgl. OVG Lüneburg, Beschluss v. 

12.03.2004 – 9 ME 45/04). 

Der Anteil des Anliegerverkehrs und derjenige des Durchgangsverkehrs kann einheitlich für 

den Fußgänger- und den Fahrverkehr ermittelt werden, wenn allenfalls geringfügige 

Unterschiede zwischen diesen beiden Straßennutzungen bestehen. 

Nach der Rechtsprechung des OVG Rheinland-Pfalz (Urteil v. 07.12.2004 - 6 A 11406/04) ist 

der Eigenanteil einer Gemeinde  im Einzelfall unter Berücksichtigung aller konkreten 

Umstände zu ermitteln, wobei für gewisse typische Fallgruppen von den Leitlinien 
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ausgegangen werden kann, die das Oberverwaltungsgericht Lüneburg bereits im Urteil v. 

08.09.1969 (I A 23/68) aufgestellt hat und denen das OVG Rheinland-Pfalz in der Regel folgt 

(vgl. Urteil v. 08.11.1976 – 6 A 48/75; Urteil v. 19.09.2000 – 6 A 10845/00; Urteil v. 

20.08.2002 – 6 C10464/02). 

Diese Rechtsprechung hat das OVG Rheinland-Pfalz in seinem Beschluss v. 15.12.2005 (– 

6 A 11220/05) sowie zuletzt in seinem Urteil v. 16.01.2007 (– 6 A 11315/06) dahingehend 

neu zusammengefasst, dass der Gemeindeanteil regelmäßig beträgt: 

 

- 25%   bei geringem Durchgangs-, aber ganz überwiegendem 

Anliegerverkehr, 

- 35-45%   bei erhöhtem Durchgangs-, aber noch überwiegendem 

Anliegerverkehr, 

- 55-65%  bei überwiegendem Durchgangsverkehr, 

- 70%  bei ganz überwiegendem Durchgangs-, aber nur wenig 

Anliegerverkehr. 

Halten sich Anlieger- und Durchgangsverkehr die Waage, wird ein Gemeindeanteil von 50% 

angemessen sein.  

Die Rechtsprechung billigt den Gemeinden bei der Be stimmung des Gemeindeanteils 

einen gewissen „Einschätzungsspielraum“ und ein „Be wertungsermessen“ zu, da 

eine sichere Prognose über das genaue prozentuale V erhältnis zwischen 

Gemeindeanteil und Eigentümeranteil nicht möglich i st. Das OVG Rheinland-Pfalz 

schließt sich dem an und belässt den Gemeinden eine n „Beurteilungsspielraum“ von 

bis zu +/-5% im Einzelfall, der eine geringe Bandbr eite mehrerer vertretbarer 

Vorteilssätze einschließt, die jedoch nicht übersch ritten werden dürfen (vgl. OVG 

Rheinland-Pfalz Urteil v. 20.08.1986 – 6 A 68/86 sowie Urteil v. 20.08.2002 – 6 A 10464/02). 

Das bedeutet allerdings nicht, dass die Gemeinde gleichsam schematisch fünf 

Prozentpunkte von den nach den erwähnten Grundsätzen ermittelten Prozentsätzen 

abziehen darf. Die Bandbreite von +/-5% bietet vielmehr einen Ausgleich für die tatsächliche 

Unsicherheit, die mit der Bewertung der Anteile des Anlieger- sowie des 

Durchgangsverkehrs ohne präzise Datenerhebung zwangsläufig verbunden ist (OVG 

Rheinland-Pfalz Urteil v. 16.01.2007 – 6 A 11315/06). Die Ermittlung des Gemeindeanteils ist 

also kein mathematischer, sondern ein rechtlich wertender Abwägungsvorgang.  

 

Die Verkehrsanlage Sebastianstraße befindet sich im Stadtteil Heister der Stadt Unkel. Sie 

erstreckt sich von der Bundesstraße 42 (B42) im Norden bis zur Wiedereinmündung in die 

B42 im Süden. Die Sebastianstraße speist verkehrlich die Verkehrsanlagen Am Kelter, Auf 

dem Sand, An der Heisterer Ley/Am alten Rhein, Backesweg Ost sowie Brückenstraße und 
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Kapellenstraße/Heisterer Straße, die alle direkt in die Sebastianstraße münden. Für die 

Verkehrsanlagen Am Kelter, Auf dem Sand und Backesweg Ost ist die Sebastianstraße 

unabhängig von der Anreiserichtung die einzig mögliche wegemäßige Verbindung. Durch 

den erhöhten Durchgangsverkehr des Backesweges zwischen Am Kelter und 

Sebastianstraße wurde für den Ausbau des Backesweges Ost am 15.06.2011 ein 

Gemeindeanteil von 30% beschlossen. Die Verkehrsanlagen Auf dem Sand und Am Kelter 

wurden im Jahr 2010 mit 25% Gemeindeanteil abgerechnet. 

Für die Anlieger der Kapellenstraße/Heisterer Straße, des Deepenweges und des Gebietes 

Hohenerpel ist die nördliche Sebastianstraße bis zur Kapellenstraße die nördliche 

überörtliche Zuwegung zwischen Unkel/Heister und Erpel. Hier ist der allgemeine 

Durchgangsverkehr als mindestens so gravierend anzusehen wie derjenige zwischen 

Scheuren und Rheinbreitbach auf der Honnefer Straße, für die deshalb zuletzt per 

Ratsbeschluss vom 24.11.2009 ein Gemeindeanteil von 50% beschlossen wurde. Daher ist 

für den nördlichen Teil der Sebastianstraße von einem Gemeindeanteil von 60% 

auszugehen.  

Während die Honnefer Straße jedoch verkehrlich durchgehend einheitlich genutzt wird, ist 

bei der Sebastianstraße zu unterscheiden.  

Für die o.g. Anlieger ist im Süden Schleidentor, Kirchgasse bzw. die Bahnhofstraße in Erpel 

die Zuwegung. Die südliche Einmündung der Sebastianstraße in die B42 ist gemäß der 

vorgenommenen Beschilderung nur für Anwohner und Busse befahrbar. Insofern ist für die 

südliche Sebastianstraße von der Kapellenstraße bis zur Einmündung in die B42 von einem 

Gemeindeanteil von 30% auszugehen. 

Die differierende verkehrliche Nutzung rechtfertigt jedoch nicht, im Rahmen der 

Beitragserhebung zwei verschiedene Abrechnungseinheiten zu bilden. Gemäß der 

beitragsrechtlichen Sichtweise des objektiven Dritten ist die natürliche Betrachtungsweise zu 

beachten und für die Bestimmung der Verkehrsanlage anzuwenden. Nach der natürlichen 

Betrachtungswiese verläuft die Verkehrsanlage in beitragsrechtlicher Hinsicht von der 

nördlichen bis zur südlichen Einmündung in die B42. Ausnahmen von der natürlichen 

Betrachtungsweise könnten gegeben sein, wenn zwei verschiedene Verkehrsanlage 

festgestellt werden müssten. Dies kann z.B. der Fall sein, wenn ein Teilbereich eine 

befahrene Gemeindestraße, ein anderer Teil eine Fußgängerzone ist und beide Teile auch 

entsprechend gewidmet sind. Eine andere Ausnahme von der natürlichen 

Betrachtungsweise wäre gegeben, wenn es sich in einem Teilbereich um eine Ausbau-, in 

dem anderen Teilbereich um eine Erschließungsmaßnahme handelt (vgl. untere und obere 

Rheinblickstraße oder Waldblick Nord und Waldblick Ost in Rheinbreitbach). Die 

differierende Auslastung durch allgemeinen Durchgangsverkehr auf der Sebastianstraße 

bedeutet jedoch keine Ausnahme vom Grundsatz der natürlichen Betrachtungsweise. 
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Vielmehr ist dieser Umstand dahingehend zu berücksichtigen, dass für den Gemeindeanteil 

ein Mischsatz zu bilden ist. 

 

Der allgemeine Durchgangsverkehr auf der Verkehrsanlage Sebastianstraße wird aus Sicht 

der Verwaltung unter Würdigung der o.a. Umstände und nach mehreren Ortsterminen als 

erhöht angesehen, jedoch überwiegt der Anliegerverkehr. Für den Gemeindeanteil werden 

auf 40% vorgeschlagen. 

 

Beschluss: 

Auf Empfehlung der Ausschüsse vom 07.02.2012 beschließt der Stadtrat für den Ausbau der 

Verkehrsanlage Sebastianstraße gem. § 5 ABS einen Gemeindeanteil von 40%. 

 

Beschlussfassung: 

⌧ einstimmig � mit Stimmenmehrheit Anzahl Stimmen Enthaltungen 

  ja nein 1 

An der Abstimmung nahm/en nicht teil:  

 

 

5. Erhebung einer Vorausleistung und Festsetzung de r Ablösebestimmungen  

 

Sach- und Rechstlage: 

Grundlage für die Beitragserhebung sind die von der Verwaltung und dem Ingenieurbüro 

ermittelten voraussichtlichen Gesamtkosten für die Baumaßnahme. Nach Abzug des 

Gemeindeanteils wird der umlagefähige Restbetrag der Baukosten auf die Gesamtfläche der 

durch die Verkehrsanlage erschlossenen und damit beitragspflichtigen Grundstücke 

umgelegt. Grundlage für die Ermittlung der beitragspflichtigen Flächen ist das KAG iVm. der 

ABS der Stadt Unkel. 

Für die Höhe des individuellen Beitrags ist die Fläche  des jeweiligen bebaubaren oder 

ähnlich nutzbaren Buchgrundstücks  

abzüglich  

- der Regelungen für echte* Eckgrundstücke und Zwischenlieger sowie der Abstandsflächen 

zur B42 

und zuzüglich 

-des Artzuschlages (*: für mehrfach erschlossene Flächen mit Artzuschlag entfallen die o.g. 

Regelungen), 

-des Vollgeschosszuschlages 
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maßgebend . Die erschlossenen Grundstücke an der Verkehrsanlage Sebastianstraße 

liegen zwar westseitig teilweise innerhalb der Klarstellungssatzung vom 05.05.1994 zur 

baurechtlichen Situation an der B42, sind jedoch nicht überplant, sondern als klassischer 

Innenbereich gem. § 34 BauGB anzusehen. 

 

Beschluss: 

Auf Empfehlung der Ausschüsse vom 07.02.2012 beschießt der Stadtrat wie folgt: 

Für den Ausbau der o.a. Teilanlagen der Sebastianstraße sollen nach Beginn der 

Maßnahme von den Beitragspflichtigen Vorausleistungen gemäß § 7 V KAG und § 9 I ABS 

in der derzeit gültigen Fassung in Höhe der zu erwartenden endgültigen umlagefähigen 

Kosten erhoben werden, sofern der Beitragspflichtige von der Möglichkeit der Ablösung 

keinen Gebrauch gemacht hat.  

 

Zudem beschließt der Stadtrat, den Beitragspflichtigen Ablösungsverträge gemäß den 

gesetzlichen Vorschriften und den Bestimmungen gem. § 10 ABS anzubieten. Die 

Verbandsgemeindeverwaltung Unkel wird beauftragt, auf der Grundlage der 

Submissionsergebnisse, der Kosten und Nebenkosten unter o.a. Bewertung der 

Grundstücksflächen und nach Abzug des Gemeindeanteils einen Ablösesatz pro 

Quadratmeter Beitragsfläche zu bilden. 

Die Zahlungsoptionen und werden wie folgt festgelegt: 

Option 1) Einmalige Zahlung des gesamten Ausbaubeitrages 

Option 2) Zinslose Zahlung von zwei Raten zu jew. 50%  

Option 3) Zinslose Zahlung von drei Raten zu jew. 33,33% 

Die Verwaltung wird beauftragt, die Zahlungsziele festzulegen und im Einzelfall abweichende 

Zahlungsziele mit den Ablösenden zu vereinbaren. Eine ggf. vorzunehmende Verzinsung 

erfolgt mit 3% über Basiszins 2012 p.a. (§14I KAG). 

 

Beschlussfassung: 

⌧ einstimmig � mit Stimmenmehrheit Anzahl Stimmen Enthaltungen 

  ja nein  

An der Abstimmung nahm/en nicht teil:  
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6. Gemeinsame Erhebung  

 

Sach- und Rechstlage: 

Die Investitionskostenpauschale für die Straßenoberflächenentwässerung und die Kosten für 

die Einleitungen und Zuläufe trägt die Stadt Unkel. Die südöstlichen Anlieger der 

Verkehrsanlage Sebastianstraße auf den Parzellen 19-1/4, -1/5, -1/6, -3/2 und -3/5 befinden 

sich auf Erpeler Gebiet. Da die Sebastianstraße jedoch aufgrund des Nichtvorliegens von 

Ausnahmen von der natürlichen Betrachtungsweise eine wie oben beschriebene 

durchgehende Verkehrsanlage darstellt und die Erpeler Anlieger einzig über die 

Sebastianstraße erschlossen sind, ergibt sich die Notwendigkeit einer gemeinsamen 

Beitragserhebung.  

Beschluss: 

Auf Empfehlung der Ausschüsse vom 07.02.2012 beschließt der Stadtrat die gemeinsame 

Beitragserhebung mit der Ortsgemeinde Erpel. Es soll die Satzung der Stadt Unkel über die 

Erhebung einmaliger Beiträge für öffentliche Verkehrsanlagen vom 12.03.2003 angewendet 

werden und die gemeinsame Erhebung durch den Rat der Ortsgemeinde Erpel bestätigt 

werden.  

 

Beschlussfassung: 

⌧ einstimmig � mit Stimmenmehrheit Anzahl Stimmen Enthaltungen 

  ja nein  

An der Abstimmung nahm/en nicht teil:  

 

 

TOP 5. - Ausbau der Straßenoberflächenentwässerung der Verkehrsanlage  

              An der Heisterer Ley/Am alten Rhein i n Unkel-Heister 

Ausbau der Verkehrsanlage An der Heisterer Ley/Am alten Rhein in Unkel/Heister 

Die Sitzungsvorlage FB 1 653-30 Lan vom 30.0.12012 liegt allen Ratsmitgliedern in Kopie 

vor. 

Gem. § 22 GemO übergibt Stadtbürgermeister Hausen dem Beigeordneten Dr. Magawly den 

Vorsitz der Sitzung verlässt den Sitzungstisch und nimmt an der Beratung und 

Beschlussfassung nicht teil. 
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1. Widmung  

 

Sach- und Rechstslage: 

Die Verkehrsanlage An der Heisterer Ley/Am alten Rhein wird bereits für den öffentlichen 

Verkehr genutzt. Vor dem erforderlichen Ausbau ist eine den heutigen Maßstäben der 

Rechtsprechung genügende Widmung auszusprechen. 

 

Beschluss: 

Widmung der Verkehrsanlage : 

Auf Empfehlung der Ausschüsse vom 07.02.2012 beschließt der Stadtrat unter Hinweis auf 

die Bestimmungen des § 36 I,II LStrG (vom 01.08.1977 in der derzeit gültigen Fassung), die 

nachfolgenden Verkehrsflächen gemäß § 3 Nr.3a LStrG dem öffentlichen Verkehr als 

Gemeindestraße zu widmen: An der Heisterer Ley/Am alten Rhein (Heister) 

- Im Westen beginnend an der Einmündung zur Verkehrsanlage Auf dem Sand,  

- Im Süden bis zur Einmündung in die Verkehrsanlage Brückenstraße,  

- Mit den Flächen 3-353/0, -369/0, -365/3, -381/0. 

 

Die gewidmete Fläche entspricht der im Plan markierten Fläche. Der anliegende Plan ist 

Bestandteil der Widmung. Gem. § 36 III LStrG ist die Widmung mit Rechtsbehelfsbelehrung 

öffentlich bekannt zu machen. 
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Beschlussfassung: 

⌧ einstimmig � mit Stimmenmehrheit Anzahl Stimmen Enthaltungen 

  ja nein  

An der Abstimmung nahm/en nicht teil: Stadtbürgermeister Hausen 

 

 

2. Grundsatzbeschluss über den Ausbau  

 

Auf Empfehlung der Ausschüsse vom 07.02.2012 beschließt der Stadtrat den Ausbau 

(Verbesserung, Erneuerung) von Teilanlagen der  Verkehrsanlage An der Heisterer Ley/Am 

alten Rhein, verlaufend von der Verkehrsanlage Auf dem Sand im Westen bis zur 

Einmündung in die Verkehrsanlage Brückenstraße im Süden; einschließlich Am alten Rhein 

und des westlichen Stiches 3-381/0 (Anhängsel). Im Zusammenhang mit dem Ausbau der 

Abwasserhauptleitung durch die Verbandsgemeindewerke  sollen die 

Investitionsaufwendungen sowie ggf. die Einleitungen und Zuläufe durch die Erhebung von 

Beiträgen refinanziert werden. Der Straßenkörper soll nicht ausgebaut, sondern 

wiederhergestellt werden, sodass hier keine beitragsrelevante Maßnahme iSd. KAG vorliegt. 

 

Beschlussfassung: 

⌧ einstimmig � mit Stimmenmehrheit Anzahl Stimmen Enthaltungen 

  ja nein  

An der Abstimmung nahm/en nicht teil: Stadtbürgermeister Hausen 

 

 

3. Festsetzung des Bauprogramms  

 

Sach- und Rechtslage: 

Bei der anstehenden Baumaßnahme auf der Verkehrsanlage An der Heisterer Ley/Am alten 

Rhein handelt es sich um einen Ausbau (Verbesserung, Erneuerung) der Teilanlage 

Oberflächenentwässerung.  

Damit der Beitragsanspruch gemäß §§ 10 I, VIII, 9 I KAG entstehen kann, ist es erforderlich, 

ein Bauprogramm zu beschließen und anhand einer Planung zu dokumentieren und zu 

konkretisieren.  

Die Stadt Unkel entscheidet grundsätzlich nach ihrem Ermessen darüber, in welcher Form 

das Bauprogramm aufgestellt wird. Das Programm kann als formeller Beschluss entstehen, 

kann sich jedoch als formloses Programm auch aus hinreichend konkreten Unterlagen 
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(Plänen, Beschlüssen, Zuwendungsanträgen, Aktenvermerken, Abstimmungen usw.) 

ergeben. 

Das formelle Bauprogramm wird durch Ratsbeschluss festgelegt und bei Abweichungen 

erheblichen Ausmaßes ebenso durch Beschluss geändert. Über die Inhalte entscheidet der 

Rat nach pflichtgemäßem Ermessen.  

Der Anspruch auf einen einmaligen Ausbaubeitrag entsteht, wenn die Bauarbeiten an der 

Verkehrsanlage An der Heisterer Ley/Am alten Rhein abgeschlossen sind und der 

entstandene beitragsfähige Aufwand feststellbar ist (vgl. §§ 10 VI KAG, 8 I ABS).  

 

Finanzierung: 

 – siehe Bauprogramm – 

 

Beschluss: 

Auf Empfehlung der Ausschüsse vom 07.02.2012 beschließt der  Stadtrat das nachfolgende 

Bauprogramm und stellt die Verbindlichkeit fest. Das Bauprogramm ist Bestandteil der 

Niederschrift. 

 

Beschlussfassung: 

⌧ einstimmig � mit Stimmenmehrheit Anzahl Stimmen Enthaltungen 

  ja nein  

An der Abstimmung nahm/en nicht teil: Stadtbürgermeister Hausen 

 

 

Verbandsgemeinde Unkel – Stadt Unkel  

AUSBAU der Verkehrsanlage An der Heisterer Ley/Am alten Rhein 

A U S B A U P R O G R A M M 

 

INHALTSVERZEICHNIS: 

A. Allgemeines 

B. Entwurfsbeschreibung 

C. Bautechnische Einzelheiten 

D. Durchführung des Bauvorhabens 

E. Baukosten 
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A.    ALLGEMEINES  

Es ist beabsichtigt, im Zuge der Kanalbaumaßnahme die Abwasserhauptleitung mit 

einer Gesamtlänge von ca. 200m (Ley) auf einer Länge von ca. 65m auszubauen (zu 

erneuern/verbessern). Dies erfolgt in offener Bauweise. Desweiteren ist geplant, 

insgesamt voraussichtlich 2 Regeneinläufe sowie Zulaufleitungen an der 

Verkehrsanlage Sebastianstraße zu erneuern.   

 

B.    ENTWURFSBESCHREIBUNG  

Als Wohnstraße gemäß RAStVO 2006 charakterisiert, erschließt die Verkehrsanlage An 

der Heisterer Ley/Am alten Rhein die vorhandene Wohnbebauung. Durch die 

Einmündung in die in der Widmung genannten angrenzenden Verkehrsanlagen sind 

mehrere Grundstücke als echte Eckgrundstücke bzw. Zwischenlieger mehrfach 

erschlossen und – bei nicht gewerblicher oder ähnlicher Nutzung – mit den 

entsprechenden Regelungen der §§7, 6 ABS zu belegen. Für den Fall, dass sich 

hinsichtlich der tatsächlichen Nutzung oder der Rechtsprechung der mehrfach 

erschlossenen Grundstücke seit den letzten Beitragsabrechnungen für die 

Verkehrsanlagen Auf dem Sand und Brückenstraße keine Änderungen ergeben haben, 

sollen diese mehrfach Erschlossenen möglichst wie bei den zuletzt vorgenommenen 

Abrechnungen gewichtet werden. 

Zurzeit ist die Verkehrsanlage An der Heisterer Ley/Am alten Rhein mit Pflasterung 

befestigt und mit Rinne sowie Bordstein eingefasst. Die Wiederherstellung der An der 

Heisterer Ley/Am alten Rhein durch Pflaster erfolgt zu Lasten des Abwasserwerkes der 

VG Unkel.  

 

C.    BAUTECHNISCHE EINZELHEITEN  

Hauptentwässerungsleitung 

Im Zuge der hydraulischen Überprüfung der Kanalortsnetze der VG Unkel wurden 

Defizite im Bereich der Ortslage Unkel/Heister festgestellt. Durch die zur Zeit geltenden 

gesetzlichen Vorgaben aus dem LWG müssen die Kanäle in bestehenden Ortslagen auf 

ein dreijähriges Starkregenereignis ausgelegt sein. Um dieser Anforderung 

nachkommen zu können, muss der vorhandene, hydraulisch unterdimensionierte Kanal 

mit DN 400 durch einen neuen Kanal mit DN 600 auf einer Länge von ca. 65m ersetzt 

werden.  

 

D.    DURCHFÜHRUNG DES BAUVORHABENS  

Die Durchführung der Baumaßnahme soll im Frühjahr 2012 (ab März) stattfinden.  
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E.    BAUKOSTEN  

Die Gesamtbaukosten für den Ausbau der Oberflächenentwässerung einschließlich der 

Regeneinläufe und Zuleitungen werden nach Submittierung feststellbar sein. Hinsichtlich 

der Investitionskostenpauschale für die Straßenoberflächenentwässerung werden die 

konkreten Oberflächenmaße noch ermittelt. 

4. Festsetzung des Gemeindeanteils  

 

Sach- und Rechtslage: 

Gemäß §10IV KAG bleibt bei der Ermittlung der Beiträge ein dem Vorteil der Allgemeinheit 

entsprechender Teil (Gemeindeanteil) außer Ansatz, der dem nicht den Beitragsschuldnern 

zuzurechnenden Verkehrsaufkommen entspricht. Der Eigenanteil einer Gemeinde muss den 

Vorteil widerspiegeln, den die Allgemeinheit im Verhältnis zur Gesamtheit der Anlieger durch 

eine Ausbaumaßnahme erlangt, wobei entscheidend auf die zahlenmäßige Relation der 

Verkehrsfrequenzen des Anliegerverkehrs einerseits und des allgemeinen (Durchgangs-

)Verkehrs andererseits abzustellen ist (Urteil des OVG Rheinland-Pfalz v. 20.08.1986 – 6 A 

68/85).  

Bei der Festlegung des Gemeindeanteils sind nach der neueren Rechtsprechung des OVG 

Rheinland-Pfalz insbesondere die Lage der zur Beurteilung anstehenden Straße innerhalb 

des jeweiligen Gemeindegebietes und die sich danach voraussichtlich ergebenden 

Verkehrsströme zu berücksichtigen (Urteil des OVG v. 07.12.2004 – 6 A 11406/04; 

Beschluss v. 15.12.2005 – 6 A 11220/05 sowie zuletzt Urteil v. 16.01.2007 – 6 A 11315/06).  

Neben den tatsächlichen Verkehrsverhältnissen ist auch die Funktion der betreffenden 

Straße im Gesamtverkehrsnetz zu berücksichtigen (vgl. OVG Lüneburg, Beschluss v. 

12.03.2004 – 9 ME 45/04). 

Der Anteil des Anliegerverkehrs und derjenige des Durchgangsverkehrs kann einheitlich für 

den Fußgänger- und den Fahrverkehr ermittelt werden, wenn allenfalls geringfügige 

Unterschiede zwischen diesen beiden Straßennutzungen bestehen. 

Ein mehrstufiges Verfahren ist anzuwenden, wenn das Verhältnis von Anlieger und 

Durchgangsverkehr beim Fußgängerverkehr deutlich abweicht von dem entsprechenden 

Verhältnis beim Fahrverkehr.  

Nach der Rechtsprechung des OVG Rheinland-Pfalz (Urteil v. 07.12.2004 - 6 A 11406/04) ist 

der Eigenanteil einer Gemeinde  im Einzelfall unter Berücksichtigung aller konkreten 

Umstände zu ermitteln, wobei für gewisse typische Fallgruppen von den Leitlinien 

ausgegangen werden kann, die das Oberverwaltungsgericht Lüneburg bereits im Urteil v. 

08.09.1969 (I A 23/68) aufgestellt hat und denen das OVG Rheinland-Pfalz in der Regel folgt 

(vgl. Urteil v. 08.11.1976 – 6 A 48/75; Urteil v. 19.09.2000 – 6 A 10845/00; Urteil v. 

20.08.2002 – 6 C10464/02). 
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Diese Rechtsprechung hat das OVG Rheinland-Pfalz in seinem Beschluss v. 15.12.2005 (– 

6 A 11220/05) sowie zuletzt in seinem Urteil v. 16.01.2007 (– 6 A 11315/06) dahingehend 

neu zusammengefasst, dass der Gemeindeanteil regelmäßig beträgt: 

 

- 25%   bei geringem Durchgangs-, aber ganz überwiegendem 

Anliegerverkehr, 

- 35-45%   bei erhöhtem Durchgangs-, aber noch überwiegendem 

Anliegerverkehr, 

- 55-65%  bei überwiegendem Durchgangsverkehr, 

- 70%   bei ganz überwiegendem Durchgangs-, aber nur wenig 

Anliegerverkehr. 

Halten sich Anlieger- und Durchgangsverkehr die Waage, wird ein Gemeindeanteil von 50% 

angemessen sein.  

 

Die Rechtsprechung billigt den Gemeinden bei der Bestimmung des Gemeindeanteils einen 

gewissen „Einschätzungsspielraum“ und ein „Bewertungsermessen“ zu, da eine sichere 

Prognose über das genaue prozentuale Verhältnis zwischen Gemeindeanteil und 

Eigentümeranteil nicht möglich ist. Das OVG Rheinland-Pfalz schließt sich dem an und 

belässt den Gemeinden einen „Beurteilungsspielraum“ von bis zu +/-5% im Einzelfall, der 

eine geringe Bandbreite mehrerer vertretbarer Vorteilssätze einschließt, die jedoch nicht 

überschritten werden dürfen (vgl. OVG Rheinland-Pfalz Urteil v. 20.08.1986 – 6 A 68/86 

sowie Urteil v. 20.08.2002 – 6 A 10464/02). 

Das bedeutet allerdings nicht, dass die Gemeinde gleichsam schematisch fünf 

Prozentpunkte von den nach den erwähnten Grundsätzen ermittelten Prozentsätzen 

abziehen darf. Die Bandbreite von +/-5% bietet vielmehr einen Ausgleich für die tatsächliche 

Unsicherheit, die mit der Bewertung der Anteile des Anlieger- sowie des 

Durchgangsverkehrs ohne präzise Datenerhebung zwangsläufig verbunden ist (OVG 

Rheinland-Pfalz Urteil v. 16.01.2007 – 6 A 11315/06). 

Die Ermittlung des Gemeindeanteils ist also kein mathematischer, sondern ein rechtlich 

wertender Abwägungsvorgang. Nach eingehender Untersuchung der Anlage wurde 

festgestellt, dass der Fahr- vom Fußgängerverkehr anteilig nicht zu unterscheiden ist.  

Die Verkehrsanlage An der Heisterer Ley/Am alten Rhein ist eine reine Anliegerstraße im 

Stadtteil Heister der Stadt Unkel. Sie erstreckt sich von der Verkehrsanlage Auf dem Sand 

im Westen bis zur Einmündung in die Brückenstraße im Süden und erschließt als 

unselbständige Anhängsel die Sackgasse Am alten Rhein sowie einen westlichen Stich kurz 

vor der südlichen Einmündung in die Brückenstraße. Signifikanter Durchgangsverkehr ist 
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aufgrund der verkehrlichen Anbindung der Verkehrsanlage An der Heisterer Ley/Am alten 

Rhein nicht feststellbar. Daher muss der Gemeindeanteil auf 25% festgesetzt werden. 

 

Beschluss: 

Auf Empfehlung der Ausschüsse vom 07.02.2012 beschließt der Stadtrat für den Ausbau der 

Verkehrsanlage An der Heisterer Ley/Am alten Rhein gem. § 5 ABS einen Gemeindeanteil 

von 25%. 

 

Beschlussfassung: 

⌧ einstimmig � mit Stimmenmehrheit Anzahl Stimmen Enthaltungen 

  ja nein  

An der Abstimmung nahm/en nicht teil: Stadtbürgermeister Hausen 

 

 

5. Erhebung einer Vorausleistung und Festsetzung de r Ablösebestimmungen  

 

Sach- und Rechtslage: 

Grundlage für die Beitragserhebung sind die von der Verwaltung und dem Ingenieurbüro 

ermittelten voraussichtlichen Gesamtkosten für die Baumaßnahme. Nach Abzug des 

Gemeindeanteils wird der umlagefähige Restbetrag der Baukosten auf die Gesamtfläche der 

durch die Verkehrsanlage erschlossenen und damit beitragspflichtigen Grundstücke 

umgelegt. Grundlage für die Ermittlung der beitragspflichtigen Flächen ist das KAG iVm. der 

ABS der Stadt Unkel. 

Für die Höhe des individuellen Beitrags ist die Fläche  des jeweiligen bebaubaren oder 

ähnlich nutzbaren Buchgrundstücks  

abzüglich  

- der Regelungen für echte* Eckgrundstücke und Zwischenlieger  

und zuzüglich 

-des Artzuschlages (*: für mehrfach erschlossene Flächen mit Artzuschlag entfallen die o.g. 

Regelungen), 

-des Vollgeschosszuschlages 

maßgebend . Die erschlossenen Grundstücke an der Verkehrsanlage An der Heisterer 

Ley/Am alten Rhein sind nicht überplant, sondern als klassischer Innenbereich gem. § 34 

BauGB anzusehen. 
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Beschluss: 

Für den Ausbau der o.a. Teilanlagen der Verkehrsanlage An der Heisterer Ley/Am alten 

Rhein sollen nach Beginn der Maßnahme von den Beitragspflichtigen Vorausleistungen 

gemäß § 7 V KAG und § 9 I ABS in der derzeit gültigen Fassung in Höhe der zu erwartenden 

endgültigen umlagefähigen Kosten erhoben werden, sofern der Beitragspflichtige von der 

Möglichkeit der Ablösung keinen Gebrauch gemacht hat.  

Zudem empfehlen die Ausschüsse dem Stadtrat, den Beitragspflichtigen Ablösungsverträge 

gemäß den gesetzlichen Vorschriften und den Bestimmungen gem. § 10 ABS anzubieten. 

Die Verbandsgemeindeverwaltung Unkel wird beauftragt, auf der Grundlage der 

Submissionsergebnisse, der Kosten und Nebenkosten unter o.a. Bewertung der 

Grundstücksflächen und nach Abzug des Gemeindeanteils einen Ablösesatz pro 

Quadratmeter Beitragsfläche zu bilden. 

Die Zahlungsoptionen und werden wie folgt festgelegt: 

Option 1) Einmalige Zahlung des gesamten Ausbaubeitrages 

Option 2) Zinslose Zahlung von zwei Raten zu jew. 50%  

Option 3) Zinslose Zahlung von drei Raten zu jew. 33,33% 

Die Verwaltung wird beauftragt, die Zahlungsziele festzulegen und im Einzelfall abweichende 

Zahlungsziele mit den Ablösenden zu vereinbaren. Eine ggf. vorzunehmende Verzinsung 

erfolgt mit 3% über Basiszins 2012 p.a. (§14I KAG). 

 

Beschlussfassung: 

⌧ einstimmig � mit Stimmenmehrheit Anzahl Stimmen Enthaltungen 

  ja nein  

An der Abstimmung nahm/en nicht teil: Stadtbürgermeister Hausen 

 

 

TOP 6. - Orientierungsanlage mit Stadtplan 

Der Entwurf einer Orientierungsanlage liegt allen Ratsmitgliedern in Kopie vor. Auf 

Anmerkung von Herrn Bremm soll darauf geachtet werden, dass die richtige RAL Farbe, 

analog der Schilder der Tourismus Siebengebirge GmbH, bestellt wird. Das I (Information) 

Zeichen über dem Schild soll entfallen. 

Als Standort ist die Stelle Frankfurter Straße, links vom Anwesen Henkel, rechts neben dem 

Hinweisschild der Touristik & Gewerbe e.V., angedacht. Der Vorsitzende soll mit dem 

Eigentümer des Grundstücks, Herrn Bagel, eine einvernehmliche Regelung treffen. 

Für die Stadt Unkel kommen hier keine Kosten zu. 
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Beschluss: 

Auf Empfehlung der Ausschüsse vom 07.02.2012 beschließt der Stadtrat der Errichtung 

einer Orientierungshilfe, Standort: Frankfurter Straße - Kamener Straße, links vom Anwesen 

Henkel. 

Favorisiert wird der Standort rechts neben dem Pflanzbeet. Sollte eine Einigung mit Herrn 

Bagel nicht erzielt werden, wird das Schild links in das Pflanzbeet angebracht. 

 

Beschlussfassung: 

⌧ einstimmig � mit Stimmenmehrheit Anzahl Stimmen Enthaltungen 

  ja nein  

An der Abstimmung nahm/en nicht teil:  

 

 

TOP 7. - Aufhebung des Beschlusses aus der Sitzung des Stadtrates der Stadt Unkel   

               vom 15.06.2011; “Straßeninstandsetzu ng Im Winkel/B 42“ 

In der Sitzung des Stadtrates der Stadt Unkel am 15.06.2011 wurde nachstehender 

Beschluss gefasst: 

• Der Stadtrat Unkel beschließt die Vergabe der Arbeiten zur Herstellung einer neuen 

Asphaltdeckschicht für den Weg entlang de B 42 von Scheurener Straße bis B 42 

(gegenüber „Im Kellborn“) an die Firma Neuwieder Straßenbau GmbH, Neuwied. 

 

Da der Wirtschaftsweg sich jedoch im Eigentum des Bundes befindet, entstehen der Stadt 

Unkel keine Kosten. 

 

Beschluss: 

Der Stadtrat der Stadt Unkel hebt den in seiner Sitzung am 15.06.2011 gefassten Beschluss 

auf. 

 

Beschlussfassung: 

⌧ einstimmig � mit Stimmenmehrheit Anzahl Stimmen Enthaltungen 

  ja nein 1 Enthaltung 

An der Abstimmung nahm/en nicht teil:  

 

 

Mit Einverständnis der Ratsmitglieder werden die Punkte 9, 10 und 11 vorgezogen. 
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TOP 9. - Mitteilung über die Vergabe von Arbeiten 

In der anschließenden nichtöffentlichen Sitzung wird über folgende Vergaben beraten und 

beschlossen: 

Straßenausbau Finkenweg Unkel – Ingenieurleistungen; 

Historisches Rathaus – Abbruch-Rohbau, Putz- und Trockenbau, Holzfenster, 

Innentüren und Malerarbeiten 

 

 

TOP 10. - Mitteilung über die Annahme von Spenden 

In der anschließenden nichtöffentlichen Sitzung wird über die Annahme einer Spende für den 

Seniorentag über 250,00 € und für das Stadtarchiv über 250,00 € beraten und beschlossen. 

 

 

TOP 11. - Mitteilungen und Anfragen 

 

Bürgerstiftung „Willy-Brandt-Forum“ 

Der Vorsitzender teilt mit, dass Herr Peter Roller sein Amt als Geschäftsführer der 

Bürgerstiftung „Willy Brandt Forum“ mit sofortiger Wirkung niedergelegt hat. 

 

„Pilotprojekt Unkel“ 

Am 7. März 2012 findet die Auftaktveranstaltung „Pilotprojekt Unkel“ statt. 

 

Antik-Sammlermarkt 

Ratsmitglied Mußhoff fragt nach, ob bekannt sei, warum Herr Duarte die von ihm 

beantragten Termine für einen Antik-Sammlermarkt zurückgenommen hat. 

Der Vorsitzende beantwortet die Frage. 

 

 

TOP 8. - Sachstandsbericht: Brandschutzmaßnahmen Hi storisches Rathaus 

Die Sitzungsvorlage FB2-U-Rathaus-Vergaben vom 15.02.2012 liegt allen Ratsmitgliedern in 

Kopie vor. 

Herr Reiz, VGV Unkel, FB II, erläutert die Vorlage und beantwortet die Fragen der 

Ratsmitglieder. 
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Sach- und Rechtslage: 

 

Planungsstand Die Baugenehmigung liegt vor, der I-Stockantrag wurde im Juni 2011 

gestellt und im August wurde der vorzeitige Baubeginn bewilligt (eine 

Förderzusage liegt bislang noch nicht vor). 

  

 Die Gewerke: Abbruch-Rohbau, Putz- und Trockenbau, Holzfenster, 

Innentüren und Malerarbeiten sind submittiert und sollen in der 

heutigen Ratssitzung beschlossen und anschließende beauftragt 

werden. Es sind dann ca. 85% aller Arbeiten vergeben. 

Bautenstand Die Hauptarbeiten (Abbruch und Fassadenherstellung) sollen ab April 

starten; vorab sind schon die Sirenenanlage versetzt wordlen und die 

Gusstütze soll im März saniert werden. Nach dem derzeitigen Stand ist 

der Fertigstellungstermin zum Ende Juni 2012 geplant. 

 

Kostenstand siehe Anlage 

 

Finanzierung: 

Für die brandschutztechnische Sanierung des Rathauses der Stadt Unkel waren im Haushalt 

der Stadt Unkel für das Haushaltsjahr 2010 unter Produkt 1111 (IV 73-09-011) Mittel in Höhe 

von 20.000 € bereitgestellt. Im Jahr 2011 waren für die Maßnahme 60.000 € an Mitteln 

vorgesehen. Somit sind insgesamt 80.000 € an Mitteln für die Maßnahme eingeplant. Die 

fehlenden ca. 18.000 € müssen als außerplanmäßige Ausgabe im 1. Nachtragshaushalt 

2012 eingestellt werden. 

 

Beschluss: 

Der Stadtrat nimmt den Sachstandsbericht zustimmend zur Kenntnis. 

 

Beschlussfassung: 

⌧ einstimmig � mit Stimmenmehrheit Anzahl Stimmen Enthaltungen 

  ja nein  

An der Abstimmung nahm/en nicht teil:  

 

 

Der Vorsitzende schließt die öffentliche Sitzung um 19.50 Uhr und verabschiedet die 

Zuhörer. 
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Nichtöffentliche Sitzung 

 

 

Der Vorsitzende schließt die Sitzung. 

 

 

 

 

Gerhard Hausen       Petra Steube 

Stadtbürgermeister       Schriftführerin 


